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Engliſch- franzöſiſcher Konklikt.
Engliſche Sonderunterſuchung in der Pfalz. Proteſt der franzöſiſchen Regierung.

Aufregung in Paris.
Paris, 14. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Jn unterrichteten Pariſer Kreiſen verlautet, die franzöſiſche
Regierung die Entſendung des engliſchen Genevalkonſuls in Mün
chen nach Speher damit beantworte, daß ſie einen höheren Offi
r beauftragt hat, dem engliſchen Beamten auf ſeiner Reiſe durch
ie Pfalz zu folgen und bei allen Unterredungen, die Herr Clive

mit den Behörden der Pfalz haben werde, anweſend zu ſein. Der
engliſch- franzöſiſche Gegenſatz hat damit W
ſprochenen Konfliktscharakter angenommen und man
ürchtet, daß im Verlauf der Jnſpektionsreiſe des Herrn Clive
wiſchenfälle unvermeidlich ſein werden. Die franzö

ſiſche Preſſe polemiſiert aufs heftigſte gegen die engliſche Politik.
Sie icht von einer gegen Frankreich gerichteten diploma-
tiſchen Offewrſive, en Zweck es offenbar ſei, einen Vor
wand zu ſchaffen kaus dem Rheinland und den Austritt Englands aus der Rhein
landkommiſſion. Jn Wirklichkeit iſt der engliſche Standpunkt
unangreifbar. Er baſiert auf der Auffaſſung, daß die Okku
pationsmächte mit der Beſetzung des Rheinlandes das Mandat als
Treuhänder übernommen hätten und verpflichtet ſeien, die be-
ſetzten Gebiete nach Ablauf der Okkupationsfriſten in demſelben
Zuſtande zurückzugeben, in dem ſie ſie übernommen haben. Die
engliſche Rgierung hat deshalb gegen die von der Jnteralliierten
Rheinland kommiſſion mit zwei gegen eine Stimme beſchloſſene Re
giſtrierung der von der gut o nomen Regierung der Pfalz er
laſſenen Verordnungen, die praktiſch die Anerkennung dieſer Re
ierung bedeutet, ihr Vetveingelegt und ſie hat, um zu verhüten daß ſie bei der zweiten Abſtimmung abermals überſtimmt

werde, minmebr den diplomatiſchen Weg betreten. Wenn
demgegenüber die franzöſiſche Regierung mit dem Argumente ar-
beitet, daß die Beſatzungsmächte Selbſtbeſtimmungsrecht der
Bevölkerung zu reſpektieren hätten und eine Enquete auf Grund
des Rheinlandabkommens nur durch die Jnteralliierte Kommiſſion
geführt werden könne, ſo iſt das eine Kaſuiſtik, die nicht einmal
in den politiſchen Kreiſen des eigenen Landes ernſt genommen wird,
eitdem das J Ende der Abenteuer der Dorten,att hie s und Genoſſen keinen Zweifel gelaſſen hat, welcher Art

die Perſönlichkeiten und die Triebfedern ſind, die hinter den Sepa-
ratiſten ſtehen.

Paris, 13. Januar. Eig. Drahtbericht.)
Die Diff zwiſchen Paris und London wegen der Vorgänge

in der Pfalz ſind noch nicht behoben. Nach Jnformationen von
unterrichteter Seite hält Frankreich ſeinen Standpunkt aufrecht
und will eine Unterſuchung im franzöſiſch beſetzten Gebiete nur
durch die Jnteralliierte Rheinlandkommiſſion zulaſſen. Dagegen
beſteht die engliſche Regierung darauf, die Zuſtände an Ort und
Stelle durch engliſche Beobachter prüfen zu laſſen. Sie hat be
reits den eralkonſful in München beauftragt, ſich nach Speher
zu begeben. Dieſer Auftrag ſoll am Montag ausgeführt werden.

für die Zurückziehung der engliſchen Truppen

Der in der Regel über die Jntentionen des Foreign Office (Aus
wärtiges Amt) ſehr gut unterrichtete diplomatiſch Mitarbeiter
des „Daily Telegraph' ſchreibt dazu, daß es ſich nach engliſcher
Auffaſſung nicht etwa um eine gegen die franzöſiſche Beſatzungs
behörde gerichtete Unterſuchung handeln ſolle, ſondern die
engliſche Regierung lediglich ein ſehr berechtigtes Jntereſſe daran
habe, aus eigenem Augenſchein über die außerordentlich wich
tigen Vorgänge in der Pfalz, die verhängnisvolle Folgen
politiſcher und wirtſchaftlicher Natur befürchten laſſen, zu unter
richten. Da das Gebiet, um das es ſich handelt, nicht franzöſiſch,
ein deutſch ſei, habe die franzöſiſche Regierung nicht die Be
ugnis, England dieſes Recht zu wehren.

Poincaré gegen die engliſche Enquete.
Paris, 14. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Miniſterpräſident Poincaré hatte geſtern vormittag eine
längere Unterredung mit dem engliſchen Botſchafter in Paris,
Crewe, die nach dem „Temps“ in der Hauptſache auf die von
der engliſchen Regierung beabſichtigte Enquete in der Pfalgz Bezug

tte. Mit der Enquete iſt der engliſche Konſul in München,
live, betraut worden. Die franzöſiſche Regierung ſteht, wie der

„Temps“ hervorhebt, auf dem Standpunkt, daß eine etwaige
Enquete über die ſeparatiſtiſche Bewegung in der Pfalz und die
dort geſchaffene Lage interalliierten Charakter tragen
müſſe und ein Vertreter Englands ſie nicht allein vornehmen
könne. (Eine Auffaſſung, die die Franzoſen niemals daran ge

re Pfalzpolitik auf eigene Fauſt zu machen. Red.
„Volksblatt“.

„Im Hamen Frankreichs.“
Die Trauerfeier für den ermordeten Separatiſtenführer.

Berlin, 14. Januar. (Sondertelegramm.)
Aus Speyer wird der „Montagspoſt“ gemeldet, daß der franzö

ſiſche Oberdelegierte für die Pfalz, General de Metz, die Bekannt-
e der Erklärung verboten hat, die geſtern in allen katho-

iſchen Kirchen der Pfalz von der Kangzzel herab verleſen werden
ſollie und die die Aufforderung an die Katholiken der Pfalz enthält,
der ungeſetzlichen und unrechtmäßigen ſogenannten autonomen Re
giernng keinen Gehorſam zu leiſten. Nach derſelben Quelle fand
geſtern vormittag in Speyer die Trauerfeier für den ermordeten
Separatiſtenführer Hein z Orbis ſtatt, die ein neuer Betveis
dafür war, wie außerordentlich ger ing die zahlenmäßige Be
teiligung der Pfälzer an der ſeparatiſtiſchen Bewegung iſt, denn
nur etwa 300 Perſonen einſchließlich der Separatiſtentruppen und
der Franzoſen nahmen daran teilt. General de Metz feierte den
Getöteten in einem in frangöſiſcher Sprache gehaltenen Nachruf
als einen Freund Frankreichs und legte darauf an der
Bahre einen Krangz im Namen Frankreichs nieder. Nach
der Feier wurde die Leiche in die Heimat Heinz übergeführt.

Die franzöſiſche Antwort in Berlin.
Berlin, 14. Januar. (WTVB.)

Der d Geſchäftsträger in Brüſſel Dr. Rödiger iſt, wie
wir erſahren, geſtern in Berlin eingetroffen. Der Geſchäfts
träger in Paris v Hoeſch, der ſeine Abreiſe wegen leichter Er
krankung verſchieben mußte, wird vorausſichtlich morgen früh hier
eintreffen. Die den Geſchäftsträgern in Paris und Brüſſel am
Freitag überreichten Antworten auf das deutſche Memorandum
vom 24. Dezember ſind ingwiſchen durch Kuriere in Berlin ein
gegangen.

Der „Montag“ berichtet: Die franzöſiſche und die belgiſche Ant
wortnote ſind im Auswärtigen Amt überſetzt worden. Da ſie
zuſammen 29 Seiten lang ſind, konnte ihre Bearbeitung
ſeitens der zuſtändigen Regierungsſtellen noch nicht begonnen
werden. Das Kabinett wird über die beiden Noten vorausſichtlich
erſt beraten, wenn der deutſche Geſchäftsträger in Paris v. Hoe ſch
in Berlin eingetroffen iſt. alſo nicht vor Dienstag.

„Reparationen und Sicherbeit.“
Ein Programm Loucheurs.

London, 14. Januar. (WTB.)
Laut „Obſerver“ wird die kommende Nummer der franzöſiſchen

„Revue de Paris“ einen wichtigen Artikel Loucheurs ü
Reparationen und Sicherheit“ veröffentlichen. Lou

cheur fragt, oh der in der letzten Anſprache Millerands an das
diplomatiſche Korps zum Ausdruck kommende Optimismus
berechtigt ſei und bejaht dieſe Frage, da er überzeugt iſt, daß
wirkſame Maßnahmen jetzt ergriffen werden könnten, die zu einem
Frieden mit Deutſchland führen können. Loucheur hält eine Ver

mit England auf den folgenden Grundlagen für
möglich:

1. Bezahlung an Frankreich und Belgien der für Wiederher
ſtellung der verwüſteten Gebiete nötigen Summen.

2. Völlige Streichung der interalliierten Schulden, ausgenommen
der an die Vereinigten Staaten.

3. Belaſtung Deutſchlands mit den von Amerika beanſpruchten
Veträgen.

Bezüglich der Sicher heitsfrage erklärte Loucheur, es könne
cine Vereinbarung auf folgender Grundlage erzielt werden:

1. Vom Standpunkt der Verträge auf der von Poincaré am
3 Januar 1928 oder von Loucheur oben gegebenen Grundlage

2. Vom Standpunkt der Sicherheit ſeien die Grundlagen, die
von ihm (Loucheur) in der franzöſiſchen Hammer am 7. November
1922 niedergelegten, denen die franzöſiſche Regierung ſeither zu
geſtimmt hahe.

Zeneſch in London.
Der tſchechiſche Miniſterpräſident als Verwittler zwiſchen

Paris und Meskau.
London, 13. Januar.

Der für nächſten Sonnabend angekündigten Ankunft des tſchecho
ſlowakiſchen Miniſterpräſidenten Beneſch ſieht man in den hieſi
gen politiſchen Kreiſen mit großer Spannung entgegen. Wenn
auch als Hauptzweck der Reiſe die Verſtändigung über die von
Ungarn nachgeſuchte internationale Anleihe angegeben wird,
ſo glaubt man doch, daß die Ausſprache Gelegenheit zu der vom
Auswärtigen Amt für nötig erachteten Klärung über die von der
Tſchechoſlotvakei mit dem Abſchluß eines Bünd niſſes mit
Frankreich verfolgten Ziele geben wird. Nach -einer W TVB.
Meldung aus hat Dr. Beneſch der ruſſiſchen Rogierung
den Vorſchlag gemacht, als Vermittler Moskau und
Paris bei Verhandlungen zwecks Wiederaufnahme der diplomati
ſchen Beziehungen zwiſchen Frankreich und Rußland aufzutreten.
Die Grundlage der Verhandlungen würde ſein, daß Frankreich
Rußland de jure anerkennt im Austauſch gegen eine ruſſiſche An
erkennung der ruſſiſchen Vorkriegsſchulden und eine Ver
pflichtung auf ſeiten Rußlands, den Verſailler Vertrag
zu reſpektieren.

Die Angſt um den Franken. Aus Paris wird gemeldet: Die
ieſige Polizei hat geſtern neun Ausländer, ſieben Ruſſen und zwei

ausgewieſen, weil ſie an der hieſigen Vörſe Baiſſeſpeku-
lationen in franzöſiſchen Franken getrieben hatten.

Außer Kraft c Die Verordnung vom 17. Dezember 1923
über die beſchleunigte Aburteilung von Straftaten,
durch die die 5 fentliche Ordnung beſonders ſchwer beein-
trächtigt wird, wird, nachdem nunmehr die Verordnung über die
Gerichteverfaſſung und Strafrechtspflege vom 4. Januar 1924 er
laſſen iſt, zum 1. Februar 1924 außer Kraft geſetzt.

Republikaniſſerung.
Zur Tragödie der ſächſiſchen Verwaltungsreform.

Von Hermann Schützinger (Dresden).
Genoſſe Schützinger, der nach ſeinem mut

Auftreten gegen die Reaktionäre in ſeiner bayeriſch
Heimat durch die ſozialiſtiſche ſächſiſche Regierung
als Polizeioberſt an die Spitze der ſächſiſchen Lande
polizei berufen wurde und in dieſem Amt bekanntli
ebenfalls ſchwere Zuſammenſtöße mit der Reichsweb
erlebte, gibt einen wichtigen Geſichtspunkt für di
Koalitionsfrage aus der Praxis des Kampfe
gegen die Reaktion in der Verwaltung.

vem ſächſiſchen Parteitag wurde für und wider die reſt-
loſe Preisgabe einer republikaniſierten Ver-waltung an ein in ſchärfſter Oppoſition ſtehendes Bürgertum
mit einer Leichtigkeit gewürfelt, daß jeder Kenner der Folgen
dieſes Schrittes erſchrecken mußte. Wir ſtehen hier vor der
Traçödie der Zerſchlagung eines Reformwerkes, an deſſen Ausbg:
nicht allein der ſächſiſche Staat, ſondern das geſamte republikaniſch
Deutſchland mittelbaren und unmittelbaren Anteil hat. Soll
ſich die ſächſiſche Partei weiterhin in eine grundſätzliche Ablehnu:
einer Koalitionspolitik hineindrängen laſſen, dann ſtehen wir
Sachſen vor der folgen ſchwerſten Kataſtrophe de
Republikaniſierungsgedankens in Deutſchlan

Die Auslieferung der ſächſiſchen Verwaltung an die bisheri
bürgerliche Oppoſition bedeutet die ſeeliſche Verkrüppelung un
völlige Entfremdung der fortſchrittlich geſinnten Beamtenſcha

auf Jahrzehnte hinaus! Dazu kommt die außerordentli
ſchwierige Lage, in die der ſozialiſtiſche Beamte durch die ſcharf
Gegenſätze innerhalb der Sozialdemokratiſchen Partei geraten i
ſelbſt die beſcheidenſte politiſche Tätigkeit in
Sinn des rechten Flügels“ genügte, um die Ar
drohung von „Maßregelungen“ einzuſtecken. D
„unpolitiſche“, ſich ſchlau zurückhaltende Reaktionär war vi
weniger Gefahren ausgeſetzt, wie der Sogzialdemokrat, der inner-
halb der Partei ſeine Meinung zu ſagen wagte.

Jch war immer einer derjenigen, die gegen Verdächtigungen
der ſächſiſchen Beamtenpolitik des letzten Jahres entſchieden
Front machten. Mit um ſo größerem Recht kann ich jetzt, wo
durch die Spaltung der ſozialdemokratiſchen Landtagsfraktion
und die Ablehnung einer Koalitionspolitik durch den Parteitog
die republikaniſche ſächſiſche Beamtenſchaft in eine äußerſt prekäre
Lage geraten iſt, warnen vor der Zerſtörung alles deſſen, was
ich unbeirrt durch Anwürfe von rechts und links mit auſ
gebaut habe.

Der Streitpunkt ſt die „Große Koalition Betrachten
wir einmal lediglich die Folgen dieſer Bindung auf
dem Gebiet der Verwaltung. Man iſt in den letzten
Monaten ſehr verwöhnt worden in Sachſen und betrachtete die
Geſamtverwaltung als eine ausſchließlich ſozialdemokratiſche
Domäne. Die Gefolgſchaftsverweigerung der
Kommuniſten zwang uns jedoch, dem Gedanken der Kog-
lition näher zu treten. Dieſe Große Koalition, die in
Preußen den größten Aktivpoſten der Republi!
darſtellt, ſoll plötzlich in Sachſen unmöglich ſein?
Warum? Man will ſich an den Gedanken einer „Arbeitsteilung“
zwiſchen den Reſſorts nicht gewöhnen; man ſträubt ſich gegen den
Gedanken, daß wir als führende Koalitionspartei das Jnnen-
miniſteriumin Händen behalten wollen und dafür Kultus
und Juſtiz an die Deutſche Volkspartei abgeben müſſen. Es iſt
richtig, daß gerade in den ſächſiſchen Schulen und in der Juſtis
ein breiter Boden für die republikaniſche Jdee geſchaffen worden
iſt! Welche Anhaltspunkte liegen jedoch vor, daß wir, in einer
viel günſtigeren Situation als in Preußenair haben ja doch die Mehrheit im Geſamtkabinett zuſehen
müßten, wie volksparteiliche Miniſter unſere Machtpoſitionen
abbauen könnten Keine

Daß manches abgebremſt werden wird, was in einem rein
ſogialiſtiſchen Minrſterium eingeleitet werden konnte, das iſt
ſchließlich kein Grund, den geſamten Verwaltungsapparat auf
Gnade und Ungnade der vereinigten und durch uns künſtlich zu
ſammengetriebenen Reaktion zu überliefern! Was ein Bölitz
in Preußen „abbremſt“, hat doch ein Severing dutzendfach wieder
wett gemacht! Und im Stadium des reinen Machtringens um
den Staat ſind uns eben die Gewehre der Schutzpolizei
noch wichtiger als die Katheder der Schule. Das
kommt ſchon noch!

Jetzt aber ſtehen wir doch im nackten Exiſtenzkampf um unſeren
Staat. Mag die Kampfgemeinſchaft mit den Kommuniſten unſeren
Parteigenoſſen noch ſo ſehr am Herzen liegen, mögen ſie dieſe als
Allheilmittel der Arbeiterbewegung betrachten, ſo müſſen ſie ſich
doch darüber klar ſein, daß ſie ihr Ziel nur erreichen können um
den Preis der Zerſchlagung unſerer republikani-
ſchen Beamtenkörper in der Stunde der höchſten Gefahr.

Man kann unſere Beamten gewinnen durch konſequente und
ſieghafte Entfaltung der politiſchen Macht auf dem Boden des
neuen Staates und durch die Weckung der beſten Kräfte für
die Jdeen der Republik. Sprunghaftigkeit und politiſche Aben
teuer aber verſchließen uns ihre Köpfe und Herzen!

Geben wir die Schutzpoligei gang aus der Hand, in Sachſen
und in Preußen, dann iſt die deutſche Republik wehrlos dem
Rückſchritt und der Reſtauration ausgeliefert. Das Duell zwiſchen
Zeigner und Geßler haben wir ſchmählich verloren und als
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Folge des Ausnahmezuſtandes eine innerlich und äußerlich ge
feſtigte Wehrmacht vor uns. Auf Jahre hinaus haben wir mit
dieſer im Herbſt 1923 auf der mittleren Linie“ des deutſchen
Bürgertums zuſammengeſchmiedeten Armee als innerpolitiſcher
Macht zu rechnen. Kann da ein vernunftbegabter Parteigenoſſe
glauben, daß wir aus dieſer Umſtrickung durch Verbrüderungs-
experimente mit den Kommuniſten herauskommen werden? Der
Spuk vom „proletariſchen Bürgerkrieg“ würde
in Strömen von Arbeiterblut erſäuft werdenNein! Uns bleibt nur eines, wenn wir das Erbe der Revolution,
den Volksſtaat, uns halten wollen: der zähe Kampf um den
Staat, um ſeine Verwaltung und Polizei; dann wird in den
kommenden Jahren auch die Wehrmacht, als „ultima ratio“ des
Staates, auch wieder uns gehören.

Jn dieſem Kampf um die Republik liegt der wahre
„Radikalismus“ einer geſunden und den realen Tatſachen
gerecht werdenden Arbeiterbhewegung; der Radikalismus der „pro-
letariſchen Oppoſitign“ um jeden Preis führt uns zur Nieder-
lage und zum Zuſammenbruch!

Wie die Republik mundtot gemacht wird.
Seit Verhängung des Ausnahmezuſtandes ſind von den Wehr

kreiskommandeuren ſämtliche geplanten Vorträge unſeres Genoſſen
Polizeioberſt Schützin ger (Dresden) verboten worden. Die
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Die erſten Ergebniſſe der ſächſſſchen

Gemeindewahlen.
Dresden, 14. Januar. (WTB.)

Geſtern fanden in ganz Sachſen die Gemeinde und Stadt-
verordnetenwahlen ſtatt. Die Beteiligung war im allge
meinen rege. Aus allen bis Mitternacht vorliegenden Ergebniſſen
ergibt ſich eine mehr oder weniger ſtarke Verſchiebung nach recht s,
während andererſeits die Kommuniſten einen ziemlich J
lichen Zuwachs an Stimmen und Mandaten auf Koſten der So-
zialdemokraten zu verzeichnen haben.

Leipzig, 14. Januar. (WTVB.)
Bei den geſtrigen Stadtverordnetenwahlen erhielten die Bürger
lichen 38, die Sozialdemokraten und Kommuniſten 35 Sitze. Bis-
her hielten ſich beide Gruppen mit je 36 Mandaten das Gleich-
gewicht.

Plauen, 14. Januar. (WTVB.)
Gewählt wurden 38 Bürgerliche, 23 Sozialdemokraten und Kom-

muniſten. Bisher 33 Bürgerliche und 27 Sozialdemokraten.
Kurz vor Redaktionsſchluß gehen uns noch folgende Wahl

reſultate zu:
Jn Chemn itz wurden bei den geſtrigen Stadtverordneten

wohlen 67 960 Stimmen für die bürgerlichen Parteien
und 67 924 Stimmen für die Link2parteien abgegeben. Es
werden im Stadtparlament künftig 30 (bisher 28) Bürger
liche 31 (339) Sozialdemokraten und KommuniſtenOrtsgruppe Bremen des Deutſchen Revublikaniſchen Reichs-

t w vbundes richtete nun eine Beſchwerde an den Jnhaber der voll
ziehenden Gewalt. um die Gründe zu erfahren. Hierauf erhielt
ſie vom General v. Seeckt unter dem 5. Jannar folgende Antwort:

„Sie kündigen eine „Schützinger-Verſammlumg“ an. Der
Name Schützinger bedeutet ein Programm:; brauche in dieſer
Hinſicht nur auf die wohl auch Jhnen nicht unbekannten Artikel
über Machtverbältniſſe, Kampfmethoden und fonſtige e
beiten des Bürgerkrieges (?7!) hinzuweiſen, die mit ſchweren,
völlig haltloſen Angriffen gegen die verfaſſungsmäßige bewaff-
nete Macht des Reiches verbunden waren und in einer Zeit er
ſchienen, die für eine Erörterung derartiger Fragen beſonde
ungecignet war. Jm übrigen wird das Verbot aufrechterhalten.“

Alſo weil Genoſſe Schützinger fünf Minuten vor Zwölf, als der

C t

rs

die Arbeiterſchaft zur Beſonnenheit mahnte, den Wert von
unbewaffneten Kampfverbänden auf das nötige Maß herabſetzte,
das Gewolk der Putſchgefahr durch pſychologiſches und militär-
techniſches Eindringen in das Wehr und Polizei Problem zu zer-
ſtreuen ſuchte deswegen, wegen einer ſogar von Teilen der Ar-
veiterſchaft nicht verſtandenen, förmlich auf die Spitze getriebenen
UeberObjektivität wird er mundtot gemacht

Warum wird Genoſſe Schützinger nicht einfach verklagt wegen
„Beleidi gung der Wehrmacht“? General v. Loſſow würde ſich
totlachen!

Die vorausſichtlichen Männer der
engliſchen Arbeiterpartei.

London, 13. Januar. (Eig. Drahtberäfcht.)
Jn unserrichteten Kreiſen der Arbeiterpartei glaubt

man, daß ein Kabinett Macdonald folgende Zuſammen-
ſetzung haben werde: Premierminiſter und Auswärtige Ange-
Tegenheiten: Ramſay Macdonald Schatzkanzler: Philip
Snowden Arbeitsminiſterium: Sidney Webb Poſt: Robert
Ammon Lordſiegelbewahrer: Elynes Lordkanzler: Lord
Parmoor; Unterricht: Lord Haldane Miniſter für Jndien:
Trevelyn; Miniſter des Jnnern: Henderſon Kriegs-
miniſter: Thomas Marine: Wedgewood Hygiene: Mar
garete Bondfield Bergwerke: Hartshorn; Handels
miniſterium: Frank Hodge.

JIebhafte Prpaganda für den Gedanken einer Koalition zwiſchen
Liberalen und Konſervativen betrieben, die die nunmehr als un-
vermeidlich angeſehene Arbeiterregierung paralyſieren und
ſo raſch als möglich zu Fall bringen ſoll.

ſt pfüchtungenGegenleitige Gerpfüchtungen.
Die Verhandlungen zwiſchen der Reichsregierung und der thü-

ndgültig zum Ab-
ſchluß gelangt. Das Reich verzichtet endgültig auf die Entſendung
eines Reichskommiſſars ſowie auf die übrigen

c
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rrägliche Verpflichtungen eingegangen
wie die thüringiſche Staatsregierung werden die gegenſeiti
gen Vereinbarnngen im Laufe des heutigen Montag der Oeffent
lichkeit iibergeben.

Nach einer Liebknecht-Feier. Das WTB. melde Hamburg:
Die Kommuniſtiſche Partei hatte für geſtern eine Liebknecht-
Feier geplant, die am Revolutionsdenkmal auf dem Ohlsdorfer
Friedhof ſtattfinden ſollte. Der Kommuniſtenfü! Urbahnv
der im Verdacht ſteht, die Novemberunruhen damburg geleiket

gegenüberſtehen Die Sitze verteilen ſich: Sozialdemo-
fraten t (231 Kommuniſten 15 (11), Demokraten 4 (3),
Hausbeſitzer 5 (4), Deutſche Volkspartei 11 (12), Deutſchnationale
10 (8),

Jn Zittau wurden gewählt 9 Sozialdemokraten und Kom-
muniſten (10) und 20 Bürgerliche (17).

In Zwickau wurden 17 547 Stimmen für Sozialdemokra-
ten und Kommuniſten, 21 413 Stimmen für die bürger l ich en
Parteien abgegeben; gewählt ſind hier 22 ozigli ſt i che
and 27 bürgerliche Vertreter.

Jn Dresden: 31 Arbeitervertreter und 44 Bürgerliche.
Jn Freiberg: 14 Arbeitervertreter und 23 Bürgerliche.
Jn Meißen: 17 Arbeitervertreter und 20 Bürgerliche.
Jn Werdau: 12 Arbeitervertreter und 13 Bürgerliche.

Wir werden das Ergebnis der ſächſiſchen Gemeindewahlen einer
eingehenden Unterſuchung unterziehen, ſobald ein abſchließendes
Urteil über eine genügende Anzahl vorliegender Reſultate möglich
iſt. Wir begnügen uns daher heute mit der Wiedergabe der wenig
bis Redaktionsſchluß vorliegenden telegraphiſchen Meldungen.

Neuwahlen 1924.
Zu der Frage „Was werden uns die Neuwahlen bringen?“

ſchreibt Wirtſchaftsminiſter a. D. Genoſſe Robert Schmidt in
der „Glocke“ vom 9. Januar am Schluß eines „Poincaré
als Wahlmacher“ genannten Artikels das Folgende:

Was werden uns die Neuwahlen bringen? Sicherlich eine
Verſchiebung in der Zuſammenſetzung der Parteren. Möglich,
daß ſich das Bürgertum weiter nach rechts flüchtet, der Demokratie
war ja immer nur ein kleiner Teil zugetan; und halten die un
günſtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe an, dann gewinnt in der
Arbeiterſchaft die Kommuniſtiſche Partei an Anhang.

Kann dieſe Verſchiebung in der Parteifkonſtellation ſo groß ſern,
daß unter einem dieſer e die politiſche Führung des Reiches
gerät? Das iſt ausgeſchloſſen.

Jede politiſche Akk.on muß einen Zweck haben, nur aus reinem
Agitationsbediütrfnis haben wir keine Wahlen nötig. Ob mun, da
das Mandat des Reichstages im Juni 1924 abläuft, die Neu-
wahlen früher oder ſpäter angeſagt werden, kann für die So-
zial demokratiſche Partei nicht von ausſchlaggebender Bedeutung
ſein; aber ſie hatte auch keinen Anlaß, darauf zu drängen, daß
unmittelbar der Wahltermin feſtgeſetzt wird. Ungünſtig für die
Wahl müßte ſich der Belagerungszuſtand bemerkbar machen, und
ein Hindernis böten auch die Zuſtände im Weſten. Auch verträgt
die ſehr bedeutſeme Währungsreform, die wir jetzt durchmachen,
keine politiſche Erſchütterung. Dieſe Reformn iſt für die Geſamt-
entwicklung in Deutſchland von erheblich größerer Bedeutung als
eine Reichstagswahl. Die Sogialdemokratiſche Partei iſt an dieſer
Reform nicht nur aus wirtſchaftlichen Gründen intereſſiert, ſondern
auch deshalb, weil ſie dieſe Reform eingeleitet und ſeit langem
gefordert hat. Ein Mißlingen wäve mithin aus zweifachen
Gründen ſehr zu bedauern. Daß aber eine Währungsreform in
politiſch erregter Zeit nicht gerade beſonders günſtige Bedingungen
findet, iſt klar, denn es gibt gar viele, die an einer Wiederholung
der wilden Kursſtürze ein Jntereſſe haben und ſie wieder herbei-
zerren möchten. Dieſen Spekulanten das Geſchäft zu erleichtern,
wird nicht unſere Aufgabe ſein.

Jm übrigen können wir den künftigen Wahlen mit Ruhe ent
gegenſehen, denn die Partei hat einen Stamm zuverläſſiger, klar
denkender Anhänger, und ſollten ſich von den Mitläufern, mit
denen jede Partei rechnen muß, mancher eines anderen beſonnen

haben, ſo iſt das auch kein Unglück; die Partei ſtützt ſich auf die,
iß- die ihr voll innerlich angehören. An dieſem Beſtand hat ſich nichts

geändert, deshalb können wir mit qutem Vertrauen in den Wahl-
kampf gehen.

Patrjoten!
Der Sozial demokratiſche Parlamentsdienſt!

ſchreibt u. a. folgendes:
Das wirtſchaftliche Chaos und die qußenpolitiſche Lage chavak

teriſieren auch den Beginn des Jahres 1924. Induſtrie und
Handel benutzen weiterhin die durch ihre Anti-Erfüllungspolitik
veranlaßte traurige wirtſchaftliche Lage der Arbeitnehmerſchaft zur
Erlangung ihrer ehemaligen Vorherrſchaft, zur Vernichtung der
Gewerkſchaften und Erledigung der ſozialen Fortſchritte ſeit 1918.
Ueberall, im beſetzten und unbeſetzten Gebiet, iſt der Kampf ent
brannt um die Sicherung des Exiſtenzminimums, nachdem es den
Unternehmern mit Unterſtützung des Reiches bereits gelungen iſt,
in den wichtigſten Jnduſtrien wenigſtens vorläufig den Acht-
ſtundenttg illuſoriſch zu machen. Jhr Verſuch, die dadurch für ſie
entſtehenden Mehraufwendungen an Gehältern und Löhnen durch
allgemeine Lohnkürzungen herauszuſchkagen und der Ar-
beiterſchaft jetzt für die Zehnſtundenarbeitszeit im Durchſchnitt
das zu zahlen, was bisher für acht Stunden gezahlt wurde, ſtößt
mit gutem Recht auf den entſchiedenen Widerſtand der Arbeit-
nehmerſchaft. Das Bedauernswertke iſt auch in dieſem Falle, daß
der Staat die ihm gebliebene Macht nur von Fall zu Fall gegen
die Unternehmer für die um ihr Lebensrecht ringenden Arbeiter,
Angeſtellten und Beamten zur Verfügung ſtellt.g Er iſt deshalb
teilweiſe mitveran: wortlich für die Auswirkungen der beſonders
in den beſetzten Gebieten äußerſt hart geführten Exiſtenzkämpfe
Tauſende von Arbeitern, Angeſtellten und Beamten, die monate-
lang im Abwehrkampf gegen die Beſatzungsmächte ſtanden und
während dieſer Zeit als „Helden“ geſeiert wurden, liegen hier auf
der Straße, weil man ihnen nach den endloſen Entbehrungen der
letzten Jahre jetzt ſogar noch ein Sklavendaſein zumutet. Dieſer
„Dank des Vaterlandes“ und dieſe Anerkennung der Jnduſtrie“
für die Verteidigung ihrer Werke macht auf die Dauer Plünde-
rungen unvermeidlich und muß ſchließlich zu neuen Putſchver-
ſuchen der Separatiſten führen

Kommt es im beſetzten Gebiet zu neuem Blutvergießen, ſei es
infolge von Plünderungen oder Putſchen, dann ſoll man ſich hüten,
abermals ohne weiteres die Schuld auf die franzöſiſche Re-
gierung zu ſchieben. Wir denken nicht daran, Herrn Poincaré
irgendwie zu verteidigen, ſondern haben erſt in den letzten Tagen
gegen die von ihm eingenommene Haltung in der Pfalzfrage
energiſch Stellung genommen, aber das ſagen wir auch ganz offen
und frei, daß die Schuld für neue Blutopfer in den beſetzten Ge
bieten aus Anlaß der dort jetzt vorherrſchenden Zuſtände die
Jnduſtrie in gleichem Maße trifft wie die Jnvaſionsmächte. Neun
Monate haben ſich Stinnes und Konſorten durch die wahnſinnige
Kreditwirtſchaft des Reiches bereichern können! Ohne Abwehr des
Staates benutzten ſie die ihnen geliehenen Mittel zu Spekulations-
zwecken gegen die Mark und zwangen den Mittelſtand und die
arbeitnehmenden Schichten, ein mehr als kümmerliches Daſein zu
führen. Heute beſitzen ſie nun noch die Dreiſtigkeit, die durch ihre
volksverräteriſche Tätigkeit hervorgerufene Not. auszunutzen und
den darbenden arbeitswilligen Familienvätern noch nicht einmal
das zu geben, was ſie zum Leben unbedingt brauchen. Vater-
landsgefühl und Sinn zur Verantwortung gegenüber den Mit-
menſchen ſind für dieſe Geſellſchaft, die charakteriſiert wird durch
Herrn Stinnes, identiſch mit dem Geſchäft. Für das Geſchäft
gehen die rheimſche weſtfäliſchen Jnduſtriellen über Leichen, ver-
raten ſie ihr Vaterland und ſchämen ſich nicht, von heute auf
morgen eine Geſinnung einzunehmen, die ſie nicht monate-, ſondern
jahrelang als „verräteriſch“' bekämpften und dadurch zum in-
rellektuellen Mörder an Erzberger und Rathenau wurden.

Solange die arbeitnehmenden Schichten Deutſchlands nicht ein
ſehen, wer der Urheber ihres Elends iſt und wo die Nutznießer
des Elends ſitzen, um daraus ſchließlich die Konſequengen zu
ziehen, ſolange werd ſich die wirtſchaftliche Lage der breiten
Schichten unſeres Volkes nicht beſſern. Nur noch wenige Wochen
trennen uns von der Wahl, die eine Möglichkeit bietet zu der Er
kenntnis, daß das Nachlänfertum der Deutſchnationalen Partei,
der Volkspartei und den kapitaliſtiſchen Schichten des Zentrums
als Gegner der Erfüllung, ſo gut es vielleicht auch gemeint war,
gleichbedeutend geweſen iſt mit einem falſchen Patriotismus. Er
hat zur Folge gebabt, daß wir heute Hunderttauſende von Ar-
beitsloſen zählen, die mit Frau und Kind hungernd in kalten
Stuben ſitzen, daß abermals hunderttauſende deutſcher Volks
genoſſen nur verkürzt arbeiten, während eine kleine Schicht trotz
aller Schickſalsſchläge, die Deutſchland ſeit 1918 erleben mußte,
reicher iſt denn je, weil ſie die Not des Volkes nicht nur verurſachte,
ſondern dann auch noch ausnutzte. Heute fühlen ſie ſich ſtark
genug, Alleinherrſcher in Deutſchland zu ſpielen! Alle demokrati-
ſchen Rechte, insbeſondere das Recht der Selbſtbeſtimmung wollen
ſie vernichten, es ſoll nur noch Untertanen in Zukunft geben,
Deutſche mit endloſen Pflichten gegenüber einer kleinen Schicht

ohne Rechte. Jeder Volksgenoſſe ſollte ſich darüber klar ſein,
was das heißt und deshalb nachdenken, wie die Entſcheidung bei
den kommenden Reichstagswahlen ausfallen muß. Ein ehrlicher
Patriot darf nicht deutſchnational und volksparteilich wählen
der Patriotismus dieſer Geſellſchaft, wie wir ihn heute erleben,
ſollte ſchrecken!

zu haben, hielt zur Feier des Tages an die Menge eine Anſprache.
Als er den Friedhof verließ, wurde er ver haftet. Die Poli-
ziften, die von der Menge bedrängt wurden, machten von de Schuß
waffe Gebrauch. Eine Perſon wurde erſchoſſen, zwei ver
wundet.

Meerumſchunge
e a

44 Roman von K. von der Eider
Thora niete nieder und betete ſtill t ils müſſe ihr

an dieſem Grabe der Rat, die Erleuchtung kommen, deren ſie
bedurfre.

Still war es um ſie her, kein Lüftchen regte ſich, kein Vogel
ſang, kein Blältchen rauſchte, kein Tritt eines Menſchen durch
drang die Stille; in der Ferne hör n ein Kinderſtimmchen.Thora erhob ſich und ging weiter, ſie ging in tiefes Nachdenken
verſunken.

Als die junge Frau jetzt bei ihrer Freundin in die Garten
pforte trat, fühlte ſie ſich mit einem Male n hinten zurück
gezogen. Ein Kinderhändchen war's, ſie zurückhielt, ein
Kinderhändchen nur und hatte doch

Jn Thoras Herzen regte ſich wieder das alte wunderbare Ge
fühl, das ſie ſtets, wenn ſie ein d ſah, beſeelte. Sie beugte
ſich liebevoll nieder. „Was möchteſt du,

Das kleine Mädchen ballte vor Verlegenheit ibr Schürzchen.
54 J iBe W. m ür i r 1 4 4 i De a J 2Vir„Ach, bleib doch hier,

wollen ja auch ſo artig ſein, alle! Du haſt ins ja doch ver
ſprochen!“ So bat das feine Stimmchen, und die k Aeuglein!
baten mitk.

Thora lächelte mit Tränen in den Augen.
„Du bleibſt hier, nicht, Frau Paſtorin?“
Sie nickte dem Kinde zu Ja, ja.“ Sie konnte unmöglich nein

ſagen.
Da trat das kleine Mädchen mit glückſtrahlenden Augen zurück.
Sinnend trat Thora bei ihrer Freundin ein Kind hatte

ſie gebeten. Aus einem Kinderherzen kam die Bitte: BVleib dier
tte ſie Wurzel geſchlagen. Jn dieſer Stunde fühlte ſie mite er Freude: die Kinderherzen gehörten ihr; ſie hiel. den Schlüſſel

zu den Herzen der Menſchen hier in ihrer Hand. Sie hatte ja fort n X

jeſagt. Warum? Weil ſie einem Kinde, das ſo bat, nicht nein
ſagen konnte. Aber mußte ſie einem Kinde ühr Wort einlöſen?
Es war ja nur ein flüchtiges Ja, aber einem Kinde gegenüber
wird ein flüchtiges Ja zum Gelübde. Sie kannte die Kinder-

gut; ſie wußte, daß die Kinder ihr vertrauten und an ſie
ubten; aber ſollte ein Kind, ein einziges fremdes Kind, ihre

jukunftspläne über den Haufen werfen? Es war ja nur ein
Kind nein, alle Kinder von Olderswort ſtanden dahinter.

r 2 31

Morgen kommt „Die fränkiſche Lene“
zu unſeren Franen, um ihnen die packende Geſchichte einer Prole-
tarierin zu erzählen. Unſer neuer Roman ſchildert Erlebniſſa
einer Frau, die mächtig an die Herzen rühren.

Die alte Frau Paſtor Hinrichs fah ſofort an Thoras unruhe-
ller, unentſchloſſener Miene, daß ſi: etwas alf dem Herzen hatte.
„Jch möchte bald fort von hier, ich dachte, daß mich nichts mehr

hier hielte, und jetzt Sie erzählte von dem Kinde an der
Pft r

Die Augen der alten Dame wurden „Das iſt ein Wink
vom lieben Gott.“ ſprach ſie. „Meine liebe Tochter, wie wäre
es, wenn Sie mit Jhrem kleinen Detlef zu mir zögew? Mein
Häuschen iſt gar nicht ſo kflein, wie es ausſieht, und der Garten
iſt größer als der im Paſtorat. Ja, es iſt auch kein Augenblicks

an ich habe ihn ſchon manch liebes Mal mit Guſte zuſammen
ühberlegt. Seeben Sie, Guſte will Sie doch auch nicht verlaſſen; ſie
meint, der Junge könnte gar nicht ohne ſie fertig werden na, und

derswort geht ſie noch auf ihre alten Tage nicht mehr.
wenn Sie hier eine Spielſchule einrichteten, liebesWie wär

Kind Es ſind ſo viele Kinder hier, die der Aufſicht und Erziehung
umd mehr noch der Liebe bedürfen, wenn ihr warmes Herzchen nicht
erſtarren und hart werden ſoll wie das der Eltern.“

„Werde ich ſie auch richtig erziehen können
„Ohne Zweifel,“ war die Antwort. „Das ſchönſte Beiſpi

hierfür iſt Suſanne Timm; nie ſah ich eine verkümmerte Blume
ſchöner erblühen. O, Thorag, was könnten Sie für Segen ſtiften!“
Frau Thora hatte ſich ans Fenſter geſtellt und blickte hinaus, um
ihre innere Bewegung zu verbergen. Jn ihr lohte die Begeiſterung
auf für das Ewige, Göttliche. O, welch ein herrliches Feld der
Tätigkeit tat ſich vor ihnem geiſtigen Auge auf! Welch eine
innere Befriedigung würde ihr dieſer Beruf gewähren! Sie ſah
im Geiſte die große Kinderſchar heranwachſen, ſie ſah ſich ſelber
inmitten, dieſer Kinderſchar, beglückend und glücklich. Sie ſpürte
ein hohes, ſtarkes Gefühl in ſich, das Gefühl des Siegers. Während
ihre Geſtalt ſich reckte, ihre Wangen ſich röteten und die Augen
aufleuchteten in dem alten Glanz, reichte ſie der treuen Alten die
Hand. „Ja, ich. will,“ ſprach ſie, „um der Kinder von Olderswort
willen, damit ihre Herzen weich und warm werden, damit ich die
Güte in ihre Herzen pflanzen kann. Aber ich will quch um meines
eigenen Sohnes willen, damit er unter ſtarken, ſchlichten Genoſſen
aufwächſt. Er ſoll in der freien Marſch ein freier, feſter Mann
werden. Er ſoll es lernen, in die Ferne zu ſchauen und ſeine
Stimme in die Weite erſchallen zu laſſen. Er ſoll mit Gottes
Hilfe glücklicher werden als ſein Vater, und das meerumſchlungene
Land ſoll ſeine Heimat bleiben. Eins aber ſoll er erben: des
Vaters Güte, die Güte, die endlich den Weg zu den Herzen der
Menſchen finden muß. Die Güte, ſie machte den Grundton ſeines
Weſens aus: ſie zu betätigen, war ſeine Religion, war ſeiner
Seele die Nahrung. Jch, Detlef, ich werde dein Vermächtnis
mutig übernehmen. Jch werde die Güte einzupflanzen ſuchen in
das Herz deines Sohnes, in die Herzen der Kinder von Olders-
wort, und Gott möge mir helfen!“

„Amen!“ ſagte Tine Hinrichs.
Ende.
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heuwahlen und Frank Entwertung.
Paris, 12. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Nach Jnformationen, für die bisher eine Beſtätigung nicht zu
erlangen war, ſoll die franzöſiſche Regierung die Abſicht haben,
die Neuwahlen zur Kammer ſo früh wie möglich zu
legen und zu dieſem r die laufende Legislaturperiode um
zwei Monate zu verkürzen. Die Neuwahlen dürften dann
bereits am zweiten Sonntag im März ſtattfinden. Der Haupt-
grund für dieſe Früherlegung ſoll, die von der Regierung emp
fundene Notwendigkeit ſein, der fortſchreitenden Entwertung
des Franken durch eine aktive Politik auf finangziellem Ge
biete entgegenzuwirken. Dazu dürfte ſich aber in der
gegenwärtigen Kammer, die heute ausſchließlich von wahltaktiſchen
Erwägungen beherrſcht iſt, kaum eine Mehrheit finden.

Der W ſetzt ſeine Abwärtsbewegung mit einer von Woche zu
Woche ſich ſteigernden Fallgeſchwindigkeit fort. Das Pfund, das
am Sonnabendmorgen den Kurs von 91 überſchritten hatte, wurde
an der Börſe mit 90,46, der Dollar mit 21,20 notiert.

Das Stinnes-Programm in C[ondon.
London, 13. Januar. (Eig. Drahkbericht.)

Das von Stinnes entwickelte Reparationsprogramm ſtößt hier
cuf ſtarke Skepſis. Man zweifelt an ſeiner Durchführbarkeit,
um ſo mehr, als die Erfahrungen der letzten Jahre gezeigt haben,
daß die Aufnahmefähigkeit Frankreichs für Naturalliefe-
rungen ſehr beſchränkt iſt. Der diplomatiſche Redakteur der
„Weſtminſter Gazette“ glaubt, daß dieſes Projekt die Zuſtimmung
weder der deutſchen noch der franzöſiſchen Regierung finden werde.

Aus der Partei.
Chüringiſcher Bezirksparteitag.

Weimar, 14. Januar. (Eig. Drahtbericht.)
Der ordentliche Begirksparteitag der Sogialdemokratie Thü-

ringens, der am Sonntag zuſammentrat, gab ein Bild von Ein-
mü tigkeit und Geſchloſſenheit. Der Parteitag ſprach
zunächſt dem verhafteten Jnnenminiſter Genoſſen Hermann das
Vertrauen aus. Jn einer weiteren Entſchließung wird
ſchärfſter Proteſt gegen den Ausnahmezuſtand erhoben und
der Abzug der Reichswehr aus Thüringen gefordert. Von der
Reichstagsfraktion wird erwartet, daß ſie den ſofortigen Zu
ſammentritt des Reichstags veranlaßt und ſich bemüht, durch eine
Entſcheidung des Reichspräſidenten den Ausnahmezuſtand auf
heben zu laſſen. Außerdem forderte der Parteitag ſchärfſte Oppo
ſition gegen die Regierung Marx-Streſemann, Sicherung
der Republik, Fortſetzung des Kampfes um den Achtſtunde atag,
eine ſoziale Preispolitik und Löhne bzw. Gehälter, die ein men
ſhenwürdiges Daſein ermöglichen, ferner eine Verſtändigungs-
politik. Ueber die Landtagswahlen referierte Genoſſe Brill,
über die Reichspolitik Genoſſe Breitſcheid. Beide Referate
wurden ohne Ausſprache entgegengenommen. Auch die Aufſtellung
ver zur Landtagswahl erfolgte in faſt reſtloſer Gin-
mütigkeit.

Wirtſchaftspolſtſk.

Wirtschaft und Sozialpolitſk.
Das deutſche Unternehmertum hat in den letzten Monaten einen
oben Rückfall in die brutalen Methoden der frühkapitaliſtiſchen
it erlebt. Durch Mißachtung der durch die Leiſtungsfähigkeit

des Arbeiters und ſeinen Ernährungszuſtand begründeten ſozialen
Errungenſchaften glaubt es die augenblickliche Kriſe, für die es in
erſter Linie die Verantwortung trägt, eindämmen zu können.
r Jnduſtriellen betonen wohl immer, daß ſie bei ihren Maß-
nahmen en vermeiden und ſoziale Rückſichten walten laſſen
wollen. edoch wiſſen wir, was von ſolchen Verſprechungen zu
halten ift. Jm Kampf um die Exiſtenz haben die Vertreter der
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft noch immer jede Hemmung ver-
miſſen laſſen. Das beweiſt die Geſchichte der deutſchen Ar-
beiterbewegung und die Geſchichte der deutſchen Jnduſtrie. Jn
Zukunft wird das noch mehr der Fall ſein, da auf Grund der
ſchlechten Konjunktur Arbeiter und Gewerkſchaften vielleicht auf
Jahre hinaus in den kommenden Kämpfen der ſchwächere
Teil ſind. Somit iſt, das notwendige Gleichgewicht in der
Wirtſchaft geſtört, und zwar zuungunſten des Volksgangen und
des Staates, die unter den kapitaliſtiſchen Exzeſſen naturgemäß
leiden müſſen. Dem kapilaliſtiſchen Drängen können Bindungen
nur durch eine tatkräftige Sozialpolitik entgegengeſetzt
werden. Dieſer Gedanke bewährte ſich z. B. in der ſogenannten
„ſogialpolitiſchen Epoche“ nach den 9er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts, und ſeine beſondere Betonung nach dem Zuſammenbruch
im Jahre 1918, die ihren Ausdruck in der ſtaatlichen Organiſation,
dem ſelbſtändigen Miniſterium für Arbeiterſchutz, fand, hat ſicher
lich nicht wenig dazu beigetragen, den notwendigen Wirtſchafts-
frieden in den letzten fünf Jahren zu wahren.

Die Sozialpolitik kann aber den Ausgleich im Kampfe der
widerſprechenden Wirtſchaftskräfte nur bei peinlichſter Selb-
tändigkeit berbeiführen, weil nur eine unabhängige und
neutrale Stelle die notwendige Aufſicht durchführen und den

Jſt dieſe Selbſtändigkeit bedrohtbindenden Spruch fällen kann.

oder erſchüttert, ſo muß die ſtaatliche Fürſorge ihre Bedeutung
nicht nur für den Staat, ſondern auch für die Wirtſchaft ver
lieren. Nun haben ſich in letzter Zeit nicht nur in der Preſſe
Beſtrebungen gezeigt, den frühkapitaliſtiſchen Kurs des deutſchen
Unternehmertums auch in der ſtaatlichen Organiſation des Ar
beiterſchutze s geltend zu machen. Bereits bei der Bildung
des Kabinetts Marx wurde der unſinnige Gedanke propagiert,
das Wirtſchafts, Verkehrs und Arbeitsminiſterium in einer Hand
u vereinigen. Auf die Folgen, die eine Verwirklichung dieſes
edankens haben muß, braucht nicht hingewieſen zu werden.

Es iſt nur natürlich, daß durch eine ſolche Zuſammenlegung gerade
die Aufgaben des Arbeits miniſteriums als Fragen zweiter Gar-
nitur betrachtet und bei ihrer Erledigung mindere Sorgfalt finden
würden. Vor allem würde die Sozialpolitik im Kabinett die
j elb ſtändige Vertretung und Betonung einbüßen. Die Ver
nachläſſigung geht auf Koſten der Arbeiter und Beamtenſchaft.
Die Gefahren für den ſozialen Frieden dürften auch in keinem
Verhältnis zu einer evtl. Koſtenerſparnis, die an und für ſich
nicht bedeutend ſein kann, ſtehen. Wenn gewiſſe Kreiſe in der
letzten Zeit wieder einmal die Zuſammenlegung des Wirtſchafts
und Arbeitsminiſteriums, d. h. die Einverleibung des Arbeits
miniſteriums in das Wirtſchaftsminiſterium und ſeine Degradie
rung fordern, müſſen die Folgen eines ſolchen Vorhabens, die wir
nur kurz aufgezeigt haben, durch die entſcheidenden Stellen peinlichſt
überlegt werden, damit nicht Fenſter eingeſchlagen werden, die
ſpäter nach vielen Schäden doch wieder eingeſetzt werden müſſen
Arbeiter und Veamtenſchaft werden Veranlaſſung nehmen, ſich
gegen Verwirklichung von Plänen zu wehren, durch die unſere
ſozialpolitiſchen Jnſtitutionen zu einem Raritätenkabinett des
Wirtſchaftsminiſteriums gemacht werden.

Verringerter Deviſenbedarf.
Der Bedarf an ausländiſchen Zahlungsmitteln hat ſich gegen
Schluß der vergangenen Woche etwas verrin er t. Beſonders
e dies, ſoweit feſtzuſtellen, von den direkten Anforderungen bei

er Reichsbank, bei der im übrigen die Ablieferung von Export
deviſen ſich befriedigend geſtaltet.

Eine Aenderung bei der Zu teilung erfolgte nicht. Auf Lon
don und Holland wurden wieder 15 und auf Kabel Neuyork 10 Pro
zent zugeteilt. Die Kursfeſt ſtellung erfolgte am Sonnabend

Ein Erfolg der Technſk.
München, 13. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Am Freitagabend wurde im Walchenſee Werk der Probe-
betrieb der erſten Turbine (24000 P8.) im Anſchluß an die
Füllung der Druckrohre aufgenommen. Damit iſt ein wichtiger
Abſchnitt im Entſtehen des in ſeiner Größe und Eigenart auf dem
Kontinent einzigartig daſtehenden Werkes erreicht. Die Verſuche
erfolgten bis jetzt ohne Störung. Alle Teile der Hochdruckanlagen
funktionierten ſochgemäß. Nach der Durchführung weiterer Ver-
ſuche wird die Kraftabgabe an das Bahyernwerk beginnen. Das
Bayernwerk ſelbſt, die über ganz Bayern fertiggeſtellle Hochſpan-
nungsleitung, hat in der Nacht zum 11. Januar mit ſeinen ſchon
z Mitte Dezember betriebsfähigen 100 000 Volt-Anlagen die

ebertragung der bei den LechElektrizitätswerken in Augsburg
überſchüſſigen Waſſerkraft-Energie mit einer Leiſtung von 3000
Kilowatt zum Großkraftwerk Franken bei Nü n rufgea
nommen.

Gewerkſchaftsbewegung.
Eins nach dem andern.

Nach dem Beamtenabban Raub des Koalitionsrechts.
Ein wahres Trommelfeuer hat das Unternehmertum gegen die

Arbeiterſchaft eröffnet. Jn Berlin, in RheinlandWeſtfalen, in
Mitteldeutſchland, in Oberſchleſien, in Sachſen, in der Schwer
induſtrie, im Bergbau. in der Metall und Holzinduſtrie, im
Buchdruckgewerbe, in der Textil- und Bekleidungsinduſtrie, im
Baugewerbe, im Handel wie im Bankgewerbe, in faſt allen Gauen
Deutſchlands und in faſt allen Jnduſtrien geht das Scharfmacher-
tum planmäßig gegen die Arbeiterſchaft vor. Jmmer deutlicher
tritt daber die Unterſtützung durch die Reichsregierung zutage.
Angeblich um zu ſparen, in Wirklichkeit aber um den Beamten-
körper möglichſt von allen aufrichtigen Republikanern zu ſäubern,
hat man rein ſchematiſch einen un wirtſchaftlichen Beagmtenabbau
vorgenommen, jedoch nicht daran gedacht, an einen Abbau der

auf Baſis von 18,2 für London. Die engliſche Deviſe notiert alſo
etwas niedriger als geſtern. Das hängt damit zuſammen, do
London gegen Kabel (4,27 ſchwächer liegt, wie im übrigen
meiſten europäiſchen Valuten gegen Kabel Neuyork. Der Dollar
notiert amtlich 4,2 Billionen. während die übrigen Kurſe zumeiſt
eine kleine Abſchwächurg erfuhren entſprechend den Veränderungen

am internationalen Valutenmarkt. 7Beſonderes Aufſehen erregte die Abgabe von 100 000 Dollar von
ſeiten einer Hamburger Bank, der wahrſcheinlich eine Kundenorder
zugrunde liegt. Aber auch in Paris, Schweiz, Prag, Belgien und

talien und in einigen Oſtdeviſen kam nennenswertes Material
eraus.
Jnternational feſt liegt zurzeit beſonders Helſingfors und

Jtalien, ſo daß die Kurſe für dieſe Valuten eher etwas höher lagen.
Am internationalen Valutenmarkt hat ſich der franzöſiſche Franken
weiter abgeſchwächt. London gegen Paris ſtellte ſich hier auf 90,30
bis 90,50, dagegen liegt die Mark im Auslande feſt. Aus Amſter-
dam liegt ein Markkurs von 6054 bis 6124 Cent pro Billion vor.

Aus London wird ein Kurs von 188 Billionen für das Pfund
gemeldet. Aus dem beſetzten Gebiet hörte man Kurſe von 18,6 bis
18,7. Aus Zürich wird ein Markkurs von 1,35 gemeldet.

Am Notenmarkt wurden Dollarnoten, große Abſchnitte mit
4, kleine mit 10 Prozent, Pfundnoten, große Abſchnitte mit 15 Pro
zent (kleine umſatzlos) gemeldet. Holländiſche Gulden mit 75
zent und italieniſche Lire mit 30 Prozent repartiert.

An der Neuyorker Schluß und Nachbörſe wurde die Mark mit
einer Dollarparität von 4,39 Billionen bewertet.

Ermähigung der Gütertarife um s Prozent
Berlin, 12. Januar. (WTVB.)

Auf die in einigen Berliner Morgenzeitungen vom 11. Januar
verbreiteten Nachrichten über die Sanierung der Reichsbahn
wird von zuſtändiger Seite mitgeteilt: Die Vorberatungen zur
Umwandlung der Reichsbahn in ein nach privatwirtſchaftlichen
Grundſätzen arbeitendes Privatunternehmen ſeien im Gange. Vor
ausſichtlich werde demnächſt Näheres mitgeteilt werden können.
Unabhängig davon ſei der Reichsverkehrsminiſter ſofort daran ge-
gangen, die innere Wirtſchaft des Unternehmens ſoweit wie mög-
lich zu konſolidieren und der gegenwärtigen Lage anzupaſſen. Man
könne ſchon jetzt den Erfolg der Sparmaßnahmen überblicken. Die

Materialkoſten zu gehen Man hat wohl gleichzeitig die Bezüge der
Beamten, Angeſtellten und Arbeiter abgebaut, den Kartellwucher
aber ungeſtört gelaſſen Zugleich will man den Eiſenbahnern das
Koalitionsrecht nehmen.

Nachdem im vorigen Jahre der frühere Reichsverkehrsminiſter
Groener vergeblich verſucht hatte, den Eiſenbahnern das unein-
geſchränkte Koalitionsrecht ſtreitig zu machen, fühlt ſich jetzt ſein
Nachfolger, der „Demokrat“ Oefer, berufen, ſeine Macht ſpielen
zu laſſen. Der Miniſter verlangt von den Eiſenbahnerverbänden
Aenderung derjenigen Satzungsbeſtimmungen, die die Anwendung
„aller“ gewerkſchaftlichen Mittel vorſehen. Jn ſeinem Schreiben
droht er wie folgt „Sollte eine ſolche Aenderung nicht eintreten,
dann behalte ich mir für die Reichsbahnverwaltung vor, die da
durch gemäß der Stellungnahme der Reichsregierung gebotenen
Folgerungen zu ziehen.“

Jmmer unverhüllter tritt alſo die Reaktion die Herrſchaft an.

Arbeitnehmecr der Reichsbetriebe gefügig zu machen. Der bevor-
ſtehende Reichstagsroahlkampf wird hoffentlich alle Anhänger des
uneingeſchränkten Koalitionsrechtes auf die Beine bringen, um
das wichtigſte Grundrecht der deutſchen Arbeitnehmer durch eins
ſiarke ſozialdemokratiſche Fraktion ſichern zu helfen.

Die KRampflage im Weſten.
Für und wider den Generalſtreik.

Jn Krefeld iſt am Freitag der Generalſtreik beſchloſſen
worden. Jnfolgedeſſen haben ſich den ſchon ausſtändigen Textil-
und Metallarbeitern zahlreiche andere Betriebe angeſchloſſen.
Auch die Buchdrucker der bürgerlichen Zeitungen haben die
Arbeit niedergelegt. Die Straßenbahnen und die ſtädtiſchen Werke
müſſen auf Anordnung der Beſatzungsbehörden den Betrieb auf-
rechterhalten.

Der in Boch um gefaßte Generalſtreikbeſchluß für
die Metallinduſtrie wurde von einer Konferenz der Orts-
ausſchüſſe und Bezirksleiter der freien Gewerkſchaften Elberfelds
abgelehnt. Die Angelegenheit ſoll jetzt dem am 14. Januar
in Berlin tagenden Bundesvorſtand des ADGB. unterbreitet

werden.
Aus Köln und Umgebung werden ſchwere Ruheſtörungen
ron Arbeitsloſen gemeldet, die durch die Arbeitszeitverlänge-
rung, die ihre Ausſichten auf Beſchäftigung noch weiter ein4
ſchränkt, zur Verzweiflung getrieben werden.

auf den ordentlichen Haushalt entfallenden Betriebsausgaben ein-
ſchließlich des Schuldendienſtes würden am 1. Januar durch die
Einnahmen aus dem Perſonen und dem Gütertarif voll
gedeckt. Die Ermäßigung der Gütertarife um 8 Prozent erfolge in
der Hoffnung, daß der hierin liegende Anreiz für die Belebung des
Verkehrs die Einnahmen im ganzen günſtig beeinfluſſen werde.
Trotz der Balancierung der Betriebsrechnung ſei noch keine Deckung
der für die Ruhr- und Rheinlandbahnen immer noch an-
haltenden laufenden Ausgaben geſchaffen. Für die großen Bauten
würden jetzt Mittel aus bisher zur Verfügung ſtehenden Krediten
verlangt, die die Reichsbahn ſich weiter ſelbſt zu beſchaffen habe.
Man miüſſſe berückſichtigen, daß der Reichsbahn die Einnahmen aus
den beſetzten Gebieten fehlen, daß ihr bis jetzt trotz der Abkommen
mit der Regie ſo gut wie gar keine Frachten aus dem Uebergangs-
verkehr mit dieſen Gebieten zuflöſſen und daß auch im übrigen
Deutſchland der infolge der Konſolidierung der Währung und derBeſſerung der Wirlſchaftslage zu erwartende Verkehrsaufſchwung

nur langſam eintrete.

Ablehnung des Schiedsſpruches für die halliſche,
FAnhalter und Magdeburger Metallinduſtrie.

Die Metallarbeiter zum aktiven Eingreifen bereit.
Für die Metallinduſtrie der Tarifgebiete Halle, Anhalt und

Magdeburg wurde unter dem Vorſitz des Schlichters Dr. Lütt-
gens (Magdebhurg) am Sonnabend, dem 12. Januar, ein
Schiedsſpruch gefällt. welcher für die Facharbeiter über
23 Jahre einen Mindeſtlohn von 47 Pf. in der erſten, 45 Pf. in
der zweiten und dritten und 42 Pf. in der vierten Januarwoche
vorſieht. Die Löhne der Angelernten ſind um je 5 Pf. und die
der Ungelernten um je 10 Pf. pro Stunde niedriger. Eine Bevoll-
mächtigten- und Kaſſiererkonferenz des Bezirks Halle, die aus allen
Teilen des Bezirks ſtark beſucht war, nahm nach eingehender Be
richterſtattung durch den Bezirksleiter Rößler und nach lebhafter

Sechltes Philharmoniſches Konzert.
Uusführende: Das verſtärkte Stadttheater-Orcheſter,
Wwizſſor Jſfſai Dobrowen (Mostkau) als Dirigent,

Wonzertmeiſter Max Strub (Dresden) als Soliſt.
Ein außergewöhnlich junger Dirigent trat geſtern ans Pult und

begann, ohne ſich, wie ſonſt üblich, in Poſitur zu ſetzen mit der
Wiedergabe der Symphoniſchen Suite „Scheherazade“ ſeines ruſſi
ſchen Landsmannes Nicolai Rimſky-Korſakoff. Da der
Saal kalt und die ProgrammMuſik Rimſkys anfänglich von kühler
Gemächlichkeit war, glaubte man im Thalia-Saal zuerſt noch das
Recht zu Huſten und Unterhaltung zu haben. Aber noch ehe dem
ſehr beweglichen Dirigenten die Schweißtropfen von der Stirn
liefen, war die Zuhörerſchaft bereits innerlich ſo weit erwärmt,
daß dem Moskauer Gaſt das Bewußtſein von der international
bekannten Diſziplin des deutſchen Konzertpublikums gekommen
ſein mag. Der vierte Satz der Suite zeigte uns den Kapellmeiſter
in der ganzen Größe ſeines Nachſchaffens. Die Schauer des Meeres,
das Berſten des Schrffes, das Hinabſinken des Koloſſes in die
gurgelnden Waſſer, die gähnende Leere nach der Kataſtrophe und
die grandioſe Unendlichkeit über dem fürchterlichen Wellengrab
fanden mächtigen Ausdruck. Das plaſtiſche Vermögen des Diri-
genten iſt bewunderungswürdig. Die Sinnfälligkeit ſeiner reichlich
aunsdrucksvollen Dirigiergeſten erleichterte dem qusgegzeichnet ſpie-
lenden Orcheſter die ſchwierige Aufgabe. An zweiter Stelle ſtand
in Violin- Konzert in A-Moll von Alexander Glazounow.
Soliſt war der erſte Kongertmeiſter der Dresdener Staatskapelle,
Max Strub. Das Konzert, das nach einmaligem Hören kein
Merkmale von innerer Außerordentlichkeit hinterläßt, iſt techniſch
eminent ſchwierig. Die ſonſt vorzügliche Wiedergabe litt augen
ſcheinlich unter der ganz konzertwidrigen Saaltemperatur. Die
reichlich geforderten Flageoletttöne kamen infolgedeſſen in den
höheren Lagen z. T. nur recht mäßig, z. T. ſogar unſauber heraus.
Ein Malheur, das bereits dem Kongertmeiſter des Stadttheater-

Orcheſters bei ſeinen Solis in der erſten Suite ſehr reichlich paſſiert
war.) Dohbrowen ließ außerdem das Orcheſter verhältnismäßig
laut ſpielen, ſo daß der Genuß der Wiedergabe alſo aus den ver-
ſchiedenſten Gründen kein reiner war. Dafür ſollte jedoch die
„Symphonie pathétique“ (Nr. 6, H- Moll von Tſchaikowſky) reichlich
entſchädigen. Hier faßte der Dirigent das Enſemble noch einmal
zu außerordentlicher Leiſtung zuſammen. Alle Troſtloſigkeit der
unendlichen ruſſiſchen Steppe weinte, die millionenhaften Kräfte
eines nach Erlöſung ringenden Volkes bäumten ſich auf. Alles
vergebens! Dumpfs Zurückſinken in das Nichts. Tauſend Meilen
Leere. Ein weher Ton, der im Schnee der nicht endenden Steppe
verſinkt.

Alles das zeichnete Dobrowen mit meiſterhafter Hand, bis der
laute Beifall einer begeiſterten Hörerſchar dem Erlebnis ein Ende

machte. x„„Der Sprung in die Ehe“.
ChaliaCheater.

Die Schwankfabrik Reimann und Schwartz hat ein Stück Durch-
ſchnitisware geliefert. Alie Verwicklungen ſind moderniſiert und
manchmal mit beinahe witzigen Einfällen verſehen. Daß „ſie“ ſich
zum Schluß kriegen und alles ſich in Wohlgefallen auflöſt, braucht
nicht erſt erwähnt zu werden.

Wenn man geſtern abend trrtzdem ein paar frohe Stunden er
lebte, ſo war das der guten Darſtellung aller Mitwirkenden
u danken. Albert Walter erbrachte als Zoologieprofeſſor, der günſtige Wirkung auf de

Auch Alfred Haller wußte dem Schwerenöter, der trotz ſeiner
jungen Frau die Seitenſprünge nicht laſſen kann, gut glaubhaft
zu machen. Seine junge Frau wurde anmutig von Paula
Thetter verkörpert. Otto Tiedemann war ein tüchtiger
„Vater von det Kind“, der die komiſchen Situationen gut aus
zugeſtalten wußte. Jn kleineren Rollen wirkten Hermine 3 in g
her (als unentwegte Minna) und Halka Heller (als Fray

Lindemann).
Heiterkeitserfolg und Beifall waren gleich groß A.

5 JStadttheater. Heute, Montag: „Minna von Barnhelm 2

J t 41 nſtie 1Dienstag: „Menſchenfreunde“. Mittwoch: „Luſtige Weiber
Freitag, in dieſer Spiel-Donnerstag: „Minna von Barnhelm“. b„Tote Augen“.zeit zum erſtenmal: „Walküre“. Sonnabend:

Sonntag: „Graf von Luxemburg“.

DGeteilte und ungeteilte Arbeitszeit. Die Frage, ob die ungeteilte
Arbeitszeit (mit einer halben Stunde Mittagspauſe) oder die ge
teilte Arbeitszeit (mit drei Stunden Mittagspauſe) mehr zu empa
fehlen iſt, hat im vorigen Jahre Georg Winsheimer zum Gegen-
ſtand einer Unterſuchung gemacht und berichtet darüber in den
Leipziger „Pſychologiſchen Arbeiten“. Es wurden Stichproben von
beiden Arbeitsverteilungen genommen und auf die Ermüdungs-
wirkung hin geprüft. Auffallend war die ſtarke Erhöhung
der Leiſtungen, die bei der un geteilten Arbeitszeit
nach der kurzen Mittagspauſe eintrat. Windsheimer fürht dieſe

n Fortfall ſtärkerer Verdauungstätigkeit
ſich vom Weiberfeind und Spinnenfreund plötzlich ſo weit wandelt, zurück, teils aber auch darauf, daß in der kurzen Pauſe der Gedanke

um den „Sprung in die Ehe“ zu tun, einen anerkennenswerten
Beweis ſeines Könnens. Schon ſeine Mimit brachte die Lachmuskeln
der Zuſchauer in Bewegung. Jhen würdig zur Seite ſtand ſchel
miſch und reigend Berthel Grether, die als Dienſtmädchen
„erſatz' geſchickt die Fäden der Handlung verwidckelte und entwirrte.

u

an die Notwendigteit, in der Arbeit fortzufahren, gar nicht aus
dem Bewußtſein entſchwand und demgemäß die Einſtellung auf die
neue Tätigkeit raſch und reibungslos von ſtatten ging. Ein ab
ſchließßendes Urteil kann auf Grund dieſer immerhin mehr vor
läufigen Verſuch enoch nicht gegeben werden.

Sie ſvannt ſelbſt demokratiſche Miniſter vor ihren Wagen, um die

e



Debatte, in welche das Mitglied des Vorſtandes, Reich el, mehr
fach eingriff, nachſtehende Entſchließung einmütig an:

„Nach
r die Tarifgebiete der Metallinduſtrie in Anhalt, Halle und
agdeburg erklärt die am 13. Januar in Halle abgehaltene Be

vollmächtigten- und Kaſſiererkonferenz des Deutſchen Metall
arbeiterverbandes:

L. Der Schiedsſpruch iſt wegen des Ab baues der ohnehin un
zulänglichen Löhne und mit Rückſicht auf die große Spannung
zwiſchen Gelernten und Ungelernten völlig ungenügend und wird
deshalb den Mitgliedern zur Ablehnung empfohlen.

2. Die vom Arbeitgeberbeiſitzer Dr. Lotz (Magdeburg) abge-
gebene Erklärung über die Wiedereinſtellung der ausgeſperrten
Verbandsmitglieder läßt trotz der Zuſicherung des Schlichters, daß
Maßregelungen nicht ſtattfinden dürfen, ernſtlich befürchten, daß
die Metallindnſtriellen Hunderte von Arbeitern maß-
r e 4 el n werden. Es kann deshalb den im Kampf befindlichen
Kollegen in Magdeburg, auch abgeſehen von der Lohnfrage, die
Annahme des Schiedsſpruches nicht zugemutet werden.

Die Konferenz ſichert den kämpfenden Kollegen in Magdeburg
ihre moraliſche und finanzielle Unterſtützung zu. Die Mitglied-
ſchaften verpflichten ſich, nach Lage der örtlichen Verhältniſſe
Extrabeiträge zu erheben oder Geldſammlungen vorzu
nehmen ſowie alle Kräftezur Abwehrdes Anſchlages
der Unternehmer auf den Achtſtundentag zu
ſammenzufaſſen und ſich auf den Ruf der Organiſationß-
leitung zum aktiven Eingreifen bereit zu halten.“

Die Konferenz war von einheitlichem Geiſt getragen, mit dem
entſchloſſenen Willen, alles einzuſetzen, um den Angriff der mittel-
deutſchen Metallinduſtriellen abzuwehren.

Zehn und 2zwölfſtundentag in den Mälxerefen.
Wo alles im Kampfe gegen Arbeiterrecht ſteht, wollen auch die

Scharfmacher in den Mälzerei- und Mühlenbetrieben nicht fehlen.
Nach einer Mitteilung des Verbandes der Lebensmittel- und Ge-
tränkearbeiter, Zahlſtelle Halle, drktieren die Mälzereien und
Mühlen nach berühmtem Muſter den Zehnſtundentag und verlangen
ſogar für Leute vor dem Zeug und im Schichtwechſel die Zwölf-
ſtundenſchicht. Es beſteht für beide Jnduſtrien ein Mantel-
vertrag welcher ausdrücklich den Achtſtundentag vorſieht. Haupt
ſächlich die Böllberger Mühle bricht den Tarifvertrag und läßt
12 Stunden arbeiten. Dabei zahlt ſie Stundenlöhne, welche nicht
höher ſind als bei einer achtſtündigen Arbeitszeit. Wo bleibt das
nach der Verordnung zum Eingreifen verpflichtete Gewerbe
aufſichtsamt?

Ein Sechzigſtundendiktat. Seit 10. Januar ſtehen die Marmor
arbeiter hei der Firma Fr. Schulze Jnhaber A. und C. à Braſſard,
Völkeſtraße 100, im Streik. Herr Braſſard beſitzt die Kühnheit,
ſeinen Arbeitern die Sechzigſtundenwoche aufzuzwingen und einen
Lohn anzukneten, der jeder Beſchreibung ſpottet. Arbeiter, meidet
dieſen Ausbenterbetriebl! Zentralverband der Steinarbeiter
Deutſchlands. Zahlſtelle Halle

Die CLebensmögliehkeſt der Abgebauten.
Das Reichsfinanzminiſterium hat die Beamtenorganiſationen für

Donnerstag, den 17. Januar, zu einer Beſprechung eingeladen, in
der die Frage der Exiſtenzmöglichkeit nach erfolgtem Abbau be-
handelt werden ſoll. Jn der Einladung zur Beſprechung heißt es,
daß zu prüfen ſei, wie die zahlreichen abgebauten Beamten einer
produktiven Tätigkeit als Neben- oder Vollerwerb zugeführt wer-
den können. Ss wird dabei auf die dem Reichsfinangminiſterium
gemachten Vorſchläge einer Beamtenſpitzenorganiſation verwieſen,
in denen neben der Jnanſpruchnahme des allgemeinen Arbeits
marktes und der Ergreifung techniſcher und handwerksmäßiger Be
rufe insbeſondere die Siedlungsfrage in den Vordergrund geſtellt
wird Dabei wird weniger an eine rein bäuerliche als gärtneriſche

Vereins-Kalender

der VSPD.,
Freien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
ſowie der ſozialiſtiſchen Frauen- Zuſammen
ünfte im Bezirk Halle- Merſeburg.k e e ragiich mit Riesenerfoig: die Handelskammeren e n e e e und der Kauſmänniſche Verein e. V.er egn faſelb (Fernru 1028) Der große Prupkfilm nud e a ſchen barD männiſchen Berufs und Handels-Tie Veroffentichungen der VSVD. im Vereinskalender Das närrische ſchul. Der Lehrgano erſtreckt ſich

eriolgen. wenn nicht koßentos, aegen beſondere Per inmnnimnnimimmnnnmnnnnnnninmnnummnmm auf Buchführung für Anfänger und
inderen Vereine zum jeweiligeneinbarung die ollerMilimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 500/0 Rabatt. Paradſes

Oeffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb
des Vereinskalenders bekanntgegeben. EIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIE

Drama in 6 Akten mit

Maille. Dorothy Dalton
Vreßkommijſion. Tr ffpunkt Mittwoch.

den 16. Januar, abends 5 Uhr, im
Verlagskontor

Jungſozialiſten. Dienstag !28 Uhr im
Jugendreim Weidenplan 20) Vortrag
von Walter Bacher über „Der freideutſche

Slccl und clle

nutnisnahme des Berichts über die Lohnverhandlungen
Kleinſiedlung auf DiMittel ſollen in erſter Linſe bei gemeinnützigen Bodenkreditanſtal
ten aufgebracht werden. Ferner iſt zur Erleichterung der Kapital-

Grundlage gedacht.

beſchaffung und zur Sicherſtellung der Verzinſung an die Umwand-
lung der orgungsgebührniſſe (Penſionen, Wartegeld, Abfin
dungsſummen) in eine Rente gedacht. Das Vorgehen des Reichs
finang miniſteriums in dieſer Frage iſt auf die Jnitiative des All
gemeinen Deutſchen Beamtenbundes zurückzuführen.

Arbeſtsloſenfragen.
Was geſchieht nach 26 Wochen

Die Fälle von Erwerbskoſigkeit mehren ſich in erſchrecklichem
Maße, wo die Unterſtützungsperiode beendigt iſt, d. h. die 26 Wochen
Höchſtdauer für den Bezug der Unterſtützung abgelaufen ſind.

Nach dem Erlaß des Reichsarbeitsminiſters vom 24. September
1923 ſoll die normale Höchſtdauer nach wie vor 26 Wochen betragen.
Ueber dieſe Zeit hinaus ſoll die Fürſorge nur ausnahmsweiſe und
zur Vermeidung Anbilliger Härten gewährt werden. Eine unbillige
Härte iſt nach dieſem durch den gewaltigen Umfang der Arbeits
loſigkeit weit überholten Erlaß in der Regel dann nicht anzu
nehmen, wenn der Erwerbsloſe keine Angehörigen zu ernähren
hat. Bei ſolchen Erwerbsloſen ſoll nur in Ausnaghmefällen eine
Nachfriſt von 4 bis 6 Wochen bewilligt werden. Für einzelne
Branchen, wie Spinnſtoffgewerbe, Lederinduſtrie, Tabakinduſtrie
und Buchdruckereigewerbe darf die Höchſtdauer von 39 Wochen
grundſätzlich nikt überſchritten werden. Für alle anderen Gewerbe,
wie insbeſondere für Halle die Metallinduſtrie, das Transport-
gewerbe, die Bauinduſtrie uſw. iſt noch keine Verlängerung vor-
geſehen. Hier heißt es unbedingt Wandel zu ſchaffen. da die Not
bei vielen in den letzten Tagen Ausgeſteuerten ins Unermeßliche
geſtiegen iſt.

Alle Erwerbsloſe müſſen darum ſpäteſtens in der 22. Woche
ihrer Erwerbsloſigkeit einen Antrag auf Verlängerung
der Unterſtützungszeit ſtellen. da leider bei dem bureaukratiſchen
Gang der Verhältniſſe dieſe Genehmigung 3 bis 4 Wochen dauert.
Wir machen auf dieſe Maßnahme unſere erwerbsloſen Gewerk
ſchafter beſonders aufmerkſam Den Behörden wollen wir hiermit
noch einmal öffentlich ſagen, daß mit dieſen veralteten, durch die
Entwicklung längſt überholten Richtlinien endlich aufzuräumen iſt,
un nicht die ſtädtiſchen Fürſorgeſtellen, die ohnedies ſchon über-
laſtet ſind, noch mehr Ortsarme aufzuladen. Erwerbsloſe, ſtellt
alſo rechtzeitig Eure Anträge Das Gewverkſchaftskartell.

Die Verordnung über die Arbeitszeit.
Jm Auftrage des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes

bat deſſen Bundesvorſitzender eine 32ſeitige Schrift herausgebracht.
Sie enthält den genauen Wortlaut der Verordnung vom 31. De
zember 1923 und daneben ausführliche Erläuterungen zu jedem
einzelnen Paragraphen. Die Schrift iſt insbeſondere für die Funk-
tionäre der Gewerkſchaften und die Betriebsräte beſtimmt, denen
ſie wertvolle Aufklärung gibt, für die Abwehr des General-
angriffs der Unternehmergegenden Achtſtunden-
tag. Nach dieſen Erläuterungen wird es erſt richtig klar, wie
falſch die Auslegung von Unternehmerſeite iſt, daß die neue Ver
ordnung ſie zur unbegrenzten Ausdehnung der Arbeitsgeit berech-
tig2. Die Aufklärung über den wirklichen Jnhalt der Verordnung
muß überall unter den Arbeitern und Angeſtellten verbreitet wer
den, ſie wird ihnen den Kampf für die Aufrechterhaltung des Acht-
ſtundentages weſentlich erleichtern. Jm Vorwort der Schrift er
klärt Leipart, der Verfaſſer des Werkchens, daß die Gewerk
ſchaften nicht aufhören werden, die Beſtimmungen der Verordnung,
die gegen ihren Widerſpruch zum Geſetz erhoben worden ſind, zu
bekämpfen und ihre Abänderung oder ihre Beſeitigung zu fordern.
Er fordert zugleich alle Mitglieder der Gewerkſchaften nebſt der ge
ſamten übrigen Arbeitnehmerſchaft auf, ihre Vertreter jedergeit
kräftig und entſchloſſen in der Erfüllung dieſes Willens zu unter

Leipziger
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Goprad Kagel.

Lesinnten
Groteske in 2 Akten.

ſtützen.

Aus aller Welt.
Feuer auf der (eſerwerft.

Bremen, 12. Januar.
Jn der vergangenen Nacht entſtand auf der Schiffstiſchlerei und

Zimmerei der Werftanlagen der Aktiengeſellſchaft „Weſer“ infolge
noch nicht aufgeklärter Urſache ein Schadenfeuer, das ſehr bald
größeren Umfang annahm und in kurzer Zeit die Schiffs-
tiſchlerei und Zimmerei völlig einäſcherte. Das
Feuer fand in den dort lagernden großen Holzvorräten reiche
Nahrung. Neben der Werftfeuerwehr waren zwei Werftſchlepper
und Spritzendampfer ſofort zur Stelle und gaben aus ſechs
Leitungen Waſſer. Es gelang auch, das Feuer auf ſeinen Herd
zu beſchränken. Der angerichtete Materialſchaden iſt erheblich
und für die Werft beſonders deshalb unangenehm, weil in der
Schiffstiſchherei und Zimmerei Anusrüſtungsſtücke in Arbeit waren,
die für die Jnnenausrüſtung, Möbel nſw. der in nächſter Zeit
abzuliefernden Dampfer „Koblenz“ und „Trier“ be-
ſtimmt ſind. Der Schaden iſt nicht durch Verſicherung gedeckt.

Es ſoll verſucht werden, den im Dezember bei Valparaiſo ge-
ſrrandeten Hamburger Dampfer „Düſſeldorf der im Vorder-
und Hinterſchiff leck iſt. zu bergen. Die Räume des Schiffes
ſtehen voll Waſſer. Die Berqung wird als möglich, aber ſehr
ſchwierig bezeichnet. Ein Berqungskontrakt iſt auf der Baſis: kein
Erfolg, keine Bezahlung, über 45000 Pfund Sterling abge-
ſchloſſen worden.

Die Getreidcreſetve des Gutsbeſſtzers.
Leipzig, 13. Januar.

Der Rittergutsbeſitzer Gottlöber hatte einen größeren Be
ſtand Weizen ans der Ernte 1921 bis zum Herbſt 1923 zurück-
behalten, wo dann eine Durchſuchung die Vorräte ans Tageslicht
förderte. Die Folge war, daß gegen ihn eine Anklage wegen
ſtrafbarer Zurückhaltung erhoben wurde, nachdem Gott-
löber ſogar zunächſt in Unterſuchungshaft genommen worden war.
Jn der Verhandlung vor der Strafkammer verteidigte ſich der Be-
ſchuldigte damit, daß er ſein Getreide nicht in wertbeſtändige Zah-
lungsmittel hätte umwandeln können. Deshalb ſei er genötigt ge-
weſen, ſich eine Getreidereſerve zu behalten. um künſtlichen
Dün ger anzukaufen und eine Sicherheit zu haben, falls Brand-
ſchäden entſtänden. Die geladenen Sachverſtändigen äußerten
ſich zumeiſt im Sinne des Angeklagten. (1) Trotzdem hielt der
Stagatsanwalt die Anklage aufrecht. Urſprünglich habe der An
geklagte behauptet, das Getreide ſei zu Saatz wecken beſtimmt
geweſen, dann zu Deputatzwecken. Seine neue Einlaſſung
ſei alſo nicht glaubwürdig. Die Landwirtſchaft ſei von einem
brutalen Egoismus beherrſcht. Er beantragte ſchließlich ſechs Mo
nate Gefängnis und eine Geldſtrafe von 1000 Goldmark, ferner Ein
ziehung des Getreides. Die Rechtsanwälte Dr. Alsberg (Ber-
lin) und Dr. Graf (Leipzig) wandten ſich mit großer Schärfe
gegen die Ausführungen des Staatsanwalts. Der Landwirt habe
ein Recht darauf, ſich gegen unvorhergeſehene Zwiſchenfälle zu
ſichern und ſich das Kapital für die Aufrechterhaltung ſeines Be
triebes zurückzulegen. Er habe dies damals nur tun können durch
Stellung von Reſerven in Getreide. Das Gericht ſchloß ſich dieſen
Ausführungen an und erkannte auf Koſten der Staatskaſſe auf
Freiſprechnung. (1) Das beſchlagnahmte Getreide wurde frei
gegeben.

7

Während der Großkagrarier mehrere tauſend Zentner Weizen
jahrelang auf dem Speicher zu liegen hatte, ſtanden Millionen
Menſchen hungernd und friererd in langen Zügen vor den Brot-
läden, häufig ohne das Notwendigſte zum Leben zu bekommen.
Aber, wie berichtet, ein Großagrarier hat nach Auffaſſung des Leip
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dem beliebt. Darsteller des Films
„Frideriens Rex“

ſpondenz.
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veranſtaltet

Fortgeſchrittene,
markbilanz). Kaufmänniſch Rechnen.
deutſche uns engliſche Handelskorre-

ſchläge und im Bureau der Handels

Die Leitung: Prot. Dr. G. Aubin

vom 21. Januar bis

Bilanzlehre (Gold-

Nähres durch Säulenan-

kammer

Fix und Fax auf
Freiersfüssen

Groteske in 2 AktenClelch- o
Hedanke“

Sozraliſtiſche Studentengt uppe. Mitt-
wochatend 8 Uhr im Parteiſekretarigt
Vortrag des Genoſſen Kittel. Gäſte will-

Beginn: 4 Vhr BSeginn: 4 Uhr

zommen
SAJ. Heute abend 7 Uhr: Turnen.

Jedes Miiglied hat 10 Pfg. für die Turn
dalle mitzubringen Abzeichen daſelbſt zu
haben Broſchen 35 Pfg., Nadeln 25 Pfg.
schornewi Mittwoch, den 16. Jan.

abends 8Uhr, im Kolo
riegaſthof Dies jährige Generalverſamm
ung Bortrag des Reichstagsab geordneten

Stadt Theater.
Dienstar, adenes 7 Uhr
Die Menscheufreunde

Mithwoch, abends 7 Uhr
Die Justigen Weber.

2

noſſen Raute. Jm Jntereſſe dera müſſen alle Varteigenoſſen erſcheinen. kleine inserate

Mersehburg. De eretga den 1Z Jan a Pr
im Parteibureau Seffner Verpreieongz:traße 4) Zunßktionärſttzung. Erſcheinen e

aller Funktionäre iſt Pflicht 4735
Schuh-Sohlen

billiger
Kernsohlen

vor 60 Pf. an
la Kernstreifen
Gummiohsätze

von 15 Pt. an
Gute Crem
t Pf.-Dose 25 Pf.
Gute Crem
1 Pf.-Dose 40 Pf.
Täkse, Schoner,

Sohlennägel, Pech-
drähte usw. billigst

Lederlager

Jentralbibliothet Halle
T urgftraße 27 (Volkspark).

Heöffnet Dienstag u. Donnerstag
abends 6 bis 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe
zu haben in der Volksbuchbdl.. Harz 42/44.

zeitungs-
Fremdwöärter
Unentdehrlich für jeden Zeitungsleser

Zusammengestellt von

22 272

Karl Werner Franz Gerlach
Sangerhausen

Zu beziehen dareh die Kyheachrstr. 5.
Volksblatt- Buchhandlung anHalie, Gr. Virtohstrasso 3 das und

gefleckt ent auf Geg.
BVelohn abzuge en

Sohillerstrasse 1

4 h h h
w

e h e

Silber Platin
Bruch und Gegenstände kauft laufend

Otto Ursin, Vnrmacher
Sternstrasse 6 I.

Reparaturen an Uhren und Gold-
Telephon 1553.
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Kalender für das Schaltjahr 1924

waren preiswert und sehnell. 4730
9 Alle DeucksachenOlAsblatt- liefert die

Hallesche Genossen-

Nustrierter ßilderbücher schafts buchdruckerei
Jugendschriften Haltn elle- e a Ka en d er Härenenbüeher Kleine Anzeiger

für das Schaltjahr 1924 wie Kauf Geinche un
Der mit Bildern und Text reich ausgeſtattete
Hauskalender darf in keiner Famtlie fehlen.

Preis 30 Pfg Porto extra.

Buchhandlung Angebote, Vermietungen
Unterricht, Stlengems
Vereinsnachrichten uſw. fin
den bier ſiets ihren Erfolg.

Mltteldeutscher Volks-Kalender
für das Schaltjahr 1924

Preis 15 Pfg., Vorto extra.

Gleichzeitig bieten wir den im Volksblatt
abgedruchten Roman

Die ewig Hungernden

Kaufe lautend jeden Posten
Lumpen,

baupier, Knochen
A. Schenkalowslki

Geiststr. 20 Tel. 5816 u. 3886zum Preiſe von 15 Pfg. Porto extra an.
Der Roman, ein Zeitbild aus Mansfelds Not, iſt

heute wieder beſonders aktuell geworden.

Der Preis dieſer Bücher deläuft ſich über das
doppelte; um aber eine große Verbreitung zu
ſichern, liefern wir dieſelben zuſammen zum Preiſe

von 60 Pfennig vortofrei.
Beſtellungen mit gleichzeitiger Geldeinſendung

durch Poſtſcheckkonto Erfurt 208 19 erbeten

Volksblatt- Buchhandlung 8. liche

Merseburgl
Arbelter-Somariter-Kolonne

Am Mittwoch, dem 16. Januar,
abds h Unr, beginyt unſer Kurs
tür erste Hiüteleistung und
Krankenptflege.

Anmeldungen bei Beginn des
Kurſus im Reſtourant „Zur Quelle“
(Saalſtraße).

4734

Der Vorstand.

Das Heft iſt durch die VobksblattBuchhandlung, Große ziger Gerichts das „Recht“, Getreide zurückzuhalten. Die ar-
Ulrichſtraße 27, ſowie durch alle Kolporteure zu beziehen. beitende Bevölkerung hat dagegen das Recht zu verhungern.

n nHalleſche Neu: NeuMax Beer
Allgemeine Geschichte

des Sozialismus
Jedes Böndchen des komplett vorliegenden
Werkes iſt in vielen tauſend Exemplaren
verbreitet. Beers wirklich hervorragende
Arbeit, die die ſozialen Kämpfe vom Alter-
tum bis in die neueſte Zeit ſchildert, kann

mit den beſten Werken populärer Geſchichts-
ſchreibung in eine Reihe geſtellt werden.
Dieſe in ſchönen roten Pappband gebundene

Ansgabe koſtet 8 Mark.

Wolksblatt Buchhanckiung
Halle (S.), nur Gr. Ulrichstr. 27

a

wie devenntmactungen

Halle
Am Schwarzen Brett im Wagegebäude

(Marktplatz 24) befindet ſich eine Bekannt-
machung betreffend Feſtſetzung eines
neuen Fluchtlinienplanes für das Ge
lände zwiſchen Amtsgarten und Klausberg.

Halle, den 11. Januar 1924.
Der Magiſtrat.

Mansfeſcder Lanie

Arbeitsamt Eisleben.
Petriſtraße 9. Fernſprecher 131.

Gewerbliche Abteilung. a) Arbeit-
ſuchende: Autotührer, Bohrmeiſter,
Bäcker, Fleiſcher, Buchbinder, Maler, An
ſtreicher, Maurer, Schloſſer Jnſtallateure,
Zimmerleute, Sattler, Schmiede, Glaſer,
Schneider, Tiſchler, Berg-, Hütten-, Sa
linen-, Platzz, Tagebau- und Abraum-
arbeiter, Bauarbeiter, Handlungsgehilfen,
Bureaugehilfen. b) Offene Stellen:
Schuhmachergeſelle 20 25 Jahre. Land
wirtſchaftliche Abteilung. a) Arbeit-
ſuchende: Dampſpflugmaſchiniſt., Dreſch
maſchiniſten, Gutshandwerker, Aufſeher,
Hofmeiſter, Wächter Geſchirrführer, Tage
löhner, Schäfer, Schweizer, Feldarbeiter-
innen. Weibliche Abteilung. a) Ar
beitſuchende: Arbeiterinnen, Auf
wartungen, Dienſtmädchen, Frau f. Aus-
beſſern, Haustochter, Kontorperſonal, Ver
käuferinnen, Waſchfrauen. b) Offene
Stellen: Aufwartungen, Dienſtmädchen,
Hausmädchen, Stallmädchen für das Land,
ältere tüchtige Wirtſchafterinnen.
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halle und Saalkreis.
Halle, den 14. Januar 1924.

Proteſt gegen die Pfennig-Renten.
Kundgebungen der Kriegsopfer im ganzen Keich.

Infolge der Anpaſſung an die Beamtenbeſoldung auf Grund des
Ermächtigungsgeſetzes haben die von der Renierung feſtgeſetzten
Renten in Goldmark unter den Kriegsbeſchädigten und ehinter-
bliebenen einen Sturm der Entrüſtung hervorgerufen. Es erhält
beiſpielsweiſe ein Kriegsbeſchädigter, der keinen Beruf erlernt hat und
ſomit in ſeinem Erwerbsleben durch die Kriegsfolgen am ſchwerſten
geſchädigt iſt, da er nur mit Hilfe einer Gliedmaßen ſeinen Lebens-
unterhalt erwerben kann, bei Verluſt eines Auges eine Monats
rente von ſage und ſchreibe 3,75 Mk. oder täglich 12/2 Pfg. Eine
Kriegerwitwe, die ihren Ernährer verloren hat, erhält monatlich
7,50 Mk., es ſei denn, daß ſie infolge Krankheit völlig erwerbsunfähig
iſt und daher noch eine geringe Zuſatzrente empfängt. Jahrelang hat
man die Renten der Kriegsopfer trotz dauernder Geldeniwertung nicht
erhöht, angeblich weil das Reich für die Opfer des Krieges keine
Mittel hatte. Während der Jnflation wurden imolge des burean-
tratiſchen Verwaltungsapparates die Renten erſt gezahlt, nachdem ſie
durch die Geldentwertung bereits ſchon längſt überholt waren. Jetzt
ſind ohne Parlament Rentenbeträge feſtgeſetzt worden. die nur einen
ganz geringen Bruchteil der Vorkriegsrenten darſtellen. Schwer-
deſchädigte werden ohne Rückſicht auf ihre wirtſchaftlichen und Familien-
verhältniſſe entlaſſen. Der Reichsbund der Kriegsbeſchädigten ſieht
ſich daher veranlaßt zum 20. Jannar in gan; Deutſchland Proteſt-
kundgebungen zu veranſtalten, um zu der Rentenfeſtſetzung der
Regierung Stellung zu nehmen.

—„ee-„.
Kommuniltiſche Flegeleien.

Als vor kurzem eine öffentliche Verſammlung des Gewerkſchafts
kartells einberufen worden war, betätigten einige Dutzend meiſt
jugendlicher Kommuniſten ihren billigen Heldenmut wieder dadurch,
daß ſie Erwiderungen unſerer Genoſſen auf Verdächtigungen und
Verleumdungen durch Brüllen, ſchrilles Pfeifen und andere höchſt
beweiskräftige Meinungsäußerungen unmöglich zu machen ſuchten.
Nit ſtolzer Befriedigung über ihr tapferes Auftreten und ihren
Erfolg verließen ſie nach einiger Zeit den Kampfplatz. Einer ihrer
eigenen Parteifreunde gab zwar ſeiner Mißbilligung über dieſes
Auftreten ſcharfen Ausdruck aber konnte er dadurch die Mitver-
antwortung für das widerliche Treiben abſchütteln? Unter den
Kommuniſten gibt es eine ganze Anzahl, namentlich unter den
älteren, die ſo denken wie er. Trotzdem wiederholt ſich das rüpel-
hafte Auftreten der jugendlichen Stoßtrupps in unveränderter
Form. Da nicht anzunehmen iſt, daß der Einſpruch gegen das
Kadaubrudertum von den beſonneneren Kommuniſten nicht auch dem
Vorſtand ihrer Partei unterbreitet worden iſt, muß gefolgert werden,
daß entweder die kommuniſtiſche Parteileitung dem häßlichen
Treiben kein Ende machen will oder daß ſie das nicht kann.
die letzte Vermutung traf wohl nicht zu, denn der Stoßtrupp war
für die Verſammlung beſonders mobil gemacht worden, wie auch
am Vormittage die Erwerbsloſen, als ſie ſich zum Stempeln ein-
gefunden hatten, zum Beſuch der Verſammlung aufgefordert wor
den waren. Das Brüllen, Pfeifen, Johlen war alſo eine von der
kommuniſtiſchen Parteileitung beſtellte Arbeit. Wir können nach
langen Erfahrungen nicht die Hoffnung hegen, daß die kommuniſti-
ſchen Gegner des abgeſchmackten Treibens ihrer Stoßtrupps aus
dieſer Tatſache die allein zuläſſige Folgerung ziehen; allein ſie
werden begreifen, daß wir dann in ihren Proteſten nur den Be
weis ihrer Halbheit und Schwäche erblicken. Auch von ihnen gilt
das Wort: Mitgegangen, mitgefangen, mitgehangen. Das Nieder
brüllen politiſcher Gegner iſt bei den Kommuniſten nicht eine ge
legentliche Entgleiſung, ein Ausrutſcher, den man verzeihen könnte,
ſondern es iſt Grundſatz, und damit iſt das Urteil geſprochen. Die
fanatiſierten Jungen zwitſchern eben wie die Alten ſungen. Es iſt
ein Beweis für die pſychologiſche Kurzſichtig'eit der Kommuniſti-
ſhen Partei, daß ſie nicht einſieht, wie ſie auf die Dauer durch
ſolches Auftreten ſich ſelbſt erſchlägt. Es iſt ſchon richtig: der
wirkſamſte Feind der Kommuniſtiſchen Partei iſt ſie ſelbſt, und im
Intereſſe einer Wiedergeſundung der politiſchen und gewerkſchaft-
lichen Arbeiterbewegung iſt es erfreulich, daß ein Höchſtmaß von
Eelbſtüberſchätzung die Kommuniſten verhindert, zu erkennen, wie
emſig ſie an ihrem eigenen Grabe ſchaufeln. Sie werden es ſchaffen.

Staatsſtützen verſchiedener Art.
Blutige Union zwiſchen Nährſtand uud Wehrſtand.

In den letzten Jahren waren Klagen über Mißhand-
lungen Feſtgenommener durch Schutzpolizeibeamle nicht
chen ſelten. Es muß anerkannt werden, daß die Schutzpolizei in
Halle einigermaßen von den Elementen gereinigt worden iſt, die
nicht reif ſind, der Ordnung zu dienen. Jetzt beſchäftigte das
Schöffengericht wieder einmal eine Mißhandlungsaffäre. Wir
wiſſen nicht, ob es deshalb die erſte iſt, von der man ſeit längerer
geit hört, werl die angeblichen Opfer Studenten, Agrar-
ſudenten, find. Merkwürdigerweiſe traten die Feſtgenommenen,
tie mißhandelt ſein wollten, nicht als Strafantragſteller, ſondern
els Angeklagte wegen Widerſtands gegen die Staatsgewalt und
Ltamtenbeleidigung auf. Ein betrunkener Student, der mit
mehreren Kommilitonen aus ſeinem Verbindungshauſe von der
Kflege „deutſchor Art“ kam, hatte einen in Damenbegleitung be-
findlichen Schupobeamten angerempelt, was zunächſt noch un
getraft geſchah. Später führte das Benehmen der Leute zur
Feſtnahme eines Studenten und eines Diplomlandwirtes. Da
er Student ſich heſtig ſträubte, hatte er unterwegs ſchon einen
Sabelhieb über den Kopf erhalten. Auf der Wache wollen
deide ſchwer mißhandelt worden ſein. Von dem einen Häftling
ol verlangt worden ſein, daß er ſeine Zelle von Blut reinige oder
auf ſeine Koſten reinigen laſſe. Zur Stützung ihrer Behauptung
Deren zwei eingereichte ärztliche Zeugniſſe geeignet.
We vier in Frage kommenden Polizeiwachtmeiſter ſagten jedoch
unter Eid aus, daß ſie weder Miß handlungen verübt,
noch geſehen hätten. Die Ausſagen der Beamten waren nicht
töllg miteinander in Einklang zu bringen. Auf die Frage,
Darum die Feſtgenommenen keinen Strafantrag wegenKörververletzung geſtellt hätten, erklärten ſie, daß ihnen das
zusſichtslos erſchienen wäre. Von der Anklage desViderſtands gegen die Staatsgewalt und der verſuchten Gefange-
denbefreiung wurden die beiden Agronomen nach dem Antrag
es Staatsanwalts freigeſprochen, weil die Feſt
nahme nach der Auffaſſung des Gerichts zu Unrecht erfolgt
r. Die Beamten befanden ſich alſo nicht in Ausübung
ihrer Dienſtgewalt.
Ob ſolche Vorfälle einer würdigen Repräſentation des „Wehr-
andes“ und des „Nährſtandes“ dienen, überlaſſen wir dem Urteil

unſerer Leſer.

Kundgebung für die JAh.
W Freitagabend fand im „Volkspark“ eine Kundgebung der
g terſchaft für die Jnternationale Arbeiterhilfe ſtatt. Max
gehe (vorn Zentralausſchuß der JAH.) und Frau Krauß

ſel (im Volkswohlfahrtsminiſterium tätig) ſprachen von den

Montag, den 13 Januar

Erforderniſſen des Kampfes gegen den Hunger. Genoſſe Profeſſor
Baenig ſchilderte die Not der deutſchen Geiſtesarbeiter und

die Notwendigkeit auch ihnen zu helfen. Die Hilfe müſſe im Geiſt
der Brüderlichkeit geſchehen und von proletariſchem Jdealismus
getragen ſein. Die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung iſt nicht
imiſtande, Elend und ſeine Urſachen zu beſeitigen. Ein Bericht
des Stadtrats Kilian über den Umfang der halliſchen Speiſung
und ihre Wirkung ſchloß die Kundgebung

Halſiſche Volksſpeiſung und Altershilfe.
Der Ruf nach Erweiterung der Volksſpeiſung wird immer

dringlicher Es ſind vor allen Dingen zu ihrer Fortführung und
Erweiterung Lebensmittel di Jn erſter Linie fehlt es
an Reis, Grauren und Teigwaren. Es wird gebeten, alle Lebens-
W r Herrn Diplom-Landwirt Kirchhoff,Franckeſtraße 8, anzumelden. Notwendig ſind ferner Geldmittel.
Vor allen Dingen bedarf die Altershilfe auch ſolcher. Es wird
dringend darum gebeten, der beidenz Einrichtungen (Altershilfe und
Volksſpeiſung) nicht zu vergeſſen. Emil Abderhalden.

Das neue Geſicht.
Man kann über die „tieferen“ Gründe der Jnventur-

ausverkäufe denken wie man will, eine Beruhigung liegt doch
darin, wenn im Jnſeratenteir der Zeitung Waren in märchenhafter
Auswahl zu herabgeſetzten Preiſen angeboten werden. Es gibt
alſo noch etwas zu kaufen in Deutſchland, Kiſten und Kaſten ſind
noch nicht ganz leer, wie man in den ſchlimmſten Monaten be
hauptete, als der Dollar jeden Tag ſeinen Rieſenſprung machte.
Der Kaufmann bietet an, will ſein Lager räumen, um neue Waren

r Das ſieht aus, als ob doch eine Wendung kommt,
Handel und Wandel wieder in ſoliden Bahnen ſich bewegen ſollen.
Auch für die Arbert entſtehen damit beſſere Ausſichten.

Es liegt in den Reklameplakaten, die auf die Ausverkäufe
hinweiſen in den Jnſeraten, die dem gleichen Zwecke dienen, eine
beſondere Bedeutung. Die Welt hat ihr Geſicht verändert. Ein
neues Geſicht hat auch die Frau auffgeſteckt, die ſich in den Jnſe-
ratenteil vertieft. Auch wenn ſie mit Geldmitteln ſehr knapp
verſorgt iſt, wird ſie doch ein wenig anders dreinſchauen, als vor
einigen Wochen. Sie braucht nicht umher zu hetzen und zu jagen,
wenn ſie Geld in die Hand bekommt, um eine Kleinigkeit im
Kaufhaus zu erobern. Jetzt kann ſie in Ruhe überlegen, denn
die Sachen ſind da, ſie werden an geboten. Und es iſt auch
möglich, mit beſcheideneren Summen zu kaufen. Auch in der Art
der Waren, ihrer Ausſtattung und Qualität, zeigt ſich ein unver-
kennbares Beſtreben, Solide s zu bieten. Der Handel und die
Jnduſtrie ſcheinen ſich von den Bedürfniſſen der Frau Schieber
und des Herrn Deviſenkavaliers nicht mehr ausſchließlich leiten
zu laſſen. Das zeigt fich in Kleiderſtoffen, Wäſche, Schuhwaren
und anderen Dingen.

Die Jnventurausverkäufe waren bis vor kurzem für die All-
gemeinheit ein nichtsſagender Begriff. Während des Krieges
waren ſie verboten, und die Geſchäftsleute umgingen das Wort
Ausverkauf geſchickt, ohne auf ihre lockenden Anpreiſungen zu
verzichten. Man redete von einem Räumungsverkauf, von der
Abgabe eines Poſtens zurückgeſtellter Bluſen uſw. Auf dieſe
Weiſe wußte es ein jeder, daß es ſich um einen Jnventur-
ausverkaufserſatz handelte. Dann kam die trübe Zeit der BVe-
zugsſcheine, der pariernen Wäſche und der Brenneſſelſtoffe. Die
Reichsbekleidungsſtelle oder vielmehr -entkleidungsſtelle waltete
ihres Amtes.

Hernach brachen die Folgen der Papiergeldwirtſchaft über uns
herein, und nur die Ausländer konnten kaufen. Zu dieſer Zeit
redete man viel von einem Ausverkauf, aber von einem Aus
verkauf Deutſchland s Dieſes Wort wirkte auf die Nicht-
deviſenhamſterer tief niederdrückend. Bald ſetzte Warenknappheit
ein und die übliche Zurückhaltung der Waren. Der Käufer hatte
förmlich das Empfinden, daß ihm geſagt würde: „Behalte du
deine Papierlappen und ich meine Ware.“

Heute ſind wir wieder Zeugen eines regelrechten Jnventur-
ausverkaufs. Die Kaufleute brauchen Geld, und das Publikum
braucht Waren, ſo kann beiden gebolfen werden. Und beide hoffen,
daß im Geſchäftsleben wirklich eine Wandlung kommen möge, daß
Kurzarbeit, Arbeitsloſigkeit verſchwinden und ein geſundes Ver-
hältnis zwiſchen Einkommen und Warenpreiſen ſich herausbildet.
Dann ſieht manches anders aus.

Aufklärung über Waren''eferung ſtatt Lohn.
Was hinter dem Weſen der von den Konſumgenoſſenſchaften be

kämpften Warenlieferung an Axbeiter und Angeſtellte in den Be-
trieben ſteckt, iſt wieder einmal durch ein Schreiben bekannt
geworden, das der Aufſichtsratavorſitzende der ſogenannten Ge
meinnützigen Großeinkaufsgeſellſchaft „Deutſchland“, mit dem
Sitz in Hamburg, er hat. Ende des vergangenen Jahres
wandte ſich der genannte Vertreter jener ſchon vor dem Kriege mit
Hilfe einer Anzahl Fabrikanten zur Bekämpfung der Großein-
aufs Geſellſchaft Deutſcher Konſumvereine m. b. H. ins Leben
gerufenen Organiſation an deren induſtrielle Mitglieder. Jn
dieſem Schreiten wird unverblümt ausgeſprochen, daß jene Lebens-
mittelvertriebs geſellſchaft eine wirtſchafts politiſche
Lebensnot wendigkeit des Betriebs geworden ſei.
Die Jnduſtrie ſei zwiſchen den hohen Löhnen und den hohen
Preiſen für Rohmaterial in Lebensgefahr, aus der es eine Er-
rertung in erſter Linie durch Senkung der Löhne gäbe.
Das ſei durch den Weg möglich, der über die Verſorgung des
Lebensbedarfs durch den Jnduſtriebetrieb führe. Dieſem ſchönen
Bekenntnis wird dann noch hinzugefügt, daß die Konſumvereine
des Zentralverbandes, die jene Art von „Verſorgung“ der Ver
vraucher bekämpfen, durch Beeinfluſſung der Gewerk-
ſchafts, Betriebsrats- und anderer Arbeiter und An
geſtelltenorganiſations führer überwunden werden könnten.
Damit iſt alſo wieder einmal in Sachen der Warenabgabe ſtatt
Lohn der Katze die Schelle umgehängt worden.

Weg mit dem Dreck!
Es iſt die Wahrnehmung gemacht worden, daß die Hauseigentuger tryſden der Schneefall bereits ſeit acht Tagen ausgeſetzt

hat, die Bürgerſteige noch nicht von Sohnee und Unflat haben
reinigen laſſen. Ebenfalls wird es vielfach verſäumt, bei ein
tretender Glätte Bürgerſteig und Straßanübergänge mit Sand,
Aſche, Sägeſpänen oder anderen dem Zweck entſprechenden Mate

rial beſtrenen zu laſſen. g t ErDie Sinmigen haben zu gewärtigen, gegen ſie auf n
der Polizeiverordnung vom 14. September 1910 unnachſichtlich umd
nunmehr mit ſtrengeren Strafen und Zwangsmitteln vorgegangen
wird.

Die Jugend an (ie Parteigenoſſen!
Am Sonntag, dem 27. Januar, findet in Halle unſere diesjährigeBezirkskonferenz ſtatt. Da ein großer Teil der Genoſſen ſchon am

Sonnabend eintreffen muß, brauchen wir für die Nacht vom 26.
um 27. Januar eine Anzahl Quartiere. Wir bitten dieDarteigenoſſen uns ſolche zur Verfügung zu ſtellen. Meldungen

ſind an die Soz. Arbeiterjugend, Harz 42/44, Hinterhaus 2 Tr.
Der Bezirksvprſtand der SAJ.

t

zu richten. Frei Heill

Im Namen (es Volkes!
Und was ſagt dieſes Volk dazu r

Gegen den Führer des „Stahlhelm“ im halliſchen Bezirk, Oberſr-
leutnant a. D. Dueſterberg, und den Muſikdirektor Seifert
war bei der Staatsanwaltſchaft in Nordhauſen Strafantrag wegen
Vergehens gegen das Geſetz über den Belagerungszuſtand vom
4. Juni 1851 geſtellt worden, weil die beiden Männer der alten Liebe
zur Ordnung am 2. Septemver 1923 auch nach den Ermitte
lungen der Staatsanwaltſchaft in der Promenaden-
ſtraße in Nordhauſen bei entrollten Fahnen eine Parade
abgenommen bezw. dazu auf geſpielt hatten. Die Straf-
kammer Nordhawen hat den Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Er
öffnung des r abgelehnt. Jn der Begründung
werden gleich nach der Feſtſtellung des von uns 'oeben erwähnten
Tatbeſtandes folgende Sätze geſchrieben: Der Obervpräſident in
Magdeburg hatte in Auslegung obiger Miniſterialverordnung ent-
ſchieden, daß als Umzug nicht anzuſehen ſei, wenn die Militärvereine
vom Baonhof nach dem Verſamminngsorte ohne Entfaltung
von Fahnen und ohne Muſik ziehen, anderenfalls liege ein
verbotener Umzug vor. Dies war den Führern der Vereine be-
kanntgegeben worden, auch den beiden Angeſchuldigten

Vielleicht ſeh.n nur wir den W derſpruch in den eigenen Feſt
ſtellungen der Strafkammer Nordhauſen. Jedenfalls iſt die Straf-
verfolgung Dueſterbergs und Seiferts im Namen des Volkes
abgelehnt.

Selbſt die Militärbehörde gegen den Schlageter-Unfug. Die
vom Polizeipräſidenten ausgeſprochene Auflöſung des hier ge-
vildeten „Schlageter-Bundes“ hat der Befehlshaber des Wehr-
kreiſes IV beſtätigt.

Volkshochſchule. Jn den Verkaufsſtellen ſind noch eine Reihe
von Karten zu den Vorleſungen über die „Geſchichteder modernen
Arbeiterbewegung“ zu haben. Wir empfehlen, ſich möglichſt
hald mit den erforderlichen Karten zu verſehen, da der erſte Abend
des e egrechenden Kurſus bereits am Donnerstag nächſter Woche
ſtattfindet.

Unfall-Rentenzahlung bei der Poſt. Die Zahlung der Unſall-
Rev'en für die zwete Januarhälfte findet am 16. Januar beim
oſtamt l. Gr. Steinſtraze, ſtatt. Zahtzeit 8 bis 12 Uhr vormititags,
3 bis G Uhr nachmit'ags.

Zehrkoſten für Mitglieder der Betriebsvertretungen. Wie der
Amtliche Preußnche Preſſedienſt mitteilt, bringt der Miniſter für
Handel und Gewerbe für den Bereich ſeiner Verwaltungen eine zugleich
im Namen des Jnnenminſiſters erlaſſene V rfügung des Finanz-
miniſters durch einen Erlaß zur Geltung, wonach den Mitgliedern
der Betriebsvertretungen kün'tig Zehrkoſten bis zum Höchſtbetrage
von 10 des ſeweiligen Tagegeldes für die Beamten der Tagegeid-
ſtuſe J bei Dienſtreien nach nicht beſonders teuren Orten gewährt
werden können, ſoweit die örtlichen Verhältnſſe dies erforderlich
ericheinen laſſen.

Nachprüfung der geleiſteten Sicherheiten durch die Juſtiz
behörden. Die ſprunghafte Geldentwertung im Laufe des ver

angenen Jahres brachte es mit ſich. daß die Sicherheiten, die zurAKkwendung der Unterſuchungshaft geleiſtet wurden, vielfach unzu-
reichend geworden ſind. Jnsbeſondere gilt dies für diejenigen Fälle,
in denen die Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung in barem Gelde
oder in Wertpapieren bewirkt worden iſt. Nachdem die Währungs-
verhältniſſe ſich nunmehr beſtändiger geſtaltet haben, wird, wie der
Amtliche Preußiſche Preſſed:enſt einer allgemeinen Verfügung des

ſeniger noch nicht rechtsfräftig erledigten Strafſachen, in denen einn gegen Sicherheitslerſtung mit der Unterſurhungshbaft
verſchont worden iſt, alsbald daraufhin nachzuprüfen, ob nicht die
geleiſtete Sicherheit ihrer Wertveränderung entſprechend zu
erhöhen ſein wird. Nicht die Wertänderung allein wird immer
einen ſolchen Antrag auf Erhöhung rechtfertigen, ſondern es wird
ſtets zu vrüfen ſein, ob der Fluchtverdacht überhaupt o
fortbeſtoht und nicht durch das bisherige Verhalten des Beſchuldig-
ten, der ſich trotz der Wertminderung der geleiſteten Sicherheit der
Unterſuchung nicht entzogen hat, beſeitigt iſt.

ſſ denZulaſſung zur Aviturientenprüfnung Jn der Preſſe werSee der wegen der künftigen Handhabung der geltenden Reiſe
prüfungsordnung geäußert, in der Annahme, daß eine Verſchärfung
der Zulaſſungsbedingungen vom Miniſterium für Wiſſenſchaft, r
und Voksbildung angeordnet worden ſei. Das iſt, wie der Amtliche
Preußuche Preſſedienſt mitteilt, nicht der Fall und war a
beabſichtigt. Der Miniſterialerlaß vom 6. Dezember 1923, au a
mehrfach Bezug genommen wird. ſtellt lediglich die bisher
Praxis feſt. Sollte inrolge reiner irrtümlichen Auslegung eine nach-
geordnete Behörde eine davon abweichende Anordnung getroffen
haben, ſo würde dieſe danach zu ändern ſein. Eine h
der dieifeprüfung, die neuzeitlichen pädagogiſchen Forderungen Rech
nung trägt. ohne das Niveau unſerer Bildung zu gefährden, iſt im
Miniſterium in Vorbereitung.

villigeres Urkundenpapier. Die wirtſchaftliche Not zwingt
dazu, im Intereſſe der Koſtenerſparnis an die Beſchaffenheit e
Papiers für wichtige Urkunden (Grundbücher uſw.) geringere An
forderungen zu ſtellen. Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt
mitteilt, beſtimmt daher der Juſtigzminiſter in einer Allgemeinen
Verfügung nach Anhörung des taatlichen Materiglprüfungsamtes,
daß für derartige Urkunden bis auf weiteres Papiere der
wendungsklaſſen 3a (ſtatt 22) und 3b (ſtart 2b) zu beſchaffen ſind.
Die Verwendung dieſer Vapiere erfordert eine beſonders ſchonende
Behandlung und ſorgfältige Aufbewahrung der Urkunden. gar
beſondere müſſen für die ufbewahrung feuchte Räum- (Keller,
Gewölbe) vermieden werden. Ferner ſind die Urkunden gegen
unmittelbares Sonnenlicht und gegen hohe Temperaturen z
heizte Räume im Winter) namentlich in Räumen mit Gas-
beleuchtu u ſchütren. Trockene, öfter gelüftere Räume ohne
Gasbele 35 die im Winter nicht oder nur ſchwach beheigt
werden, ſind für die Aufbewahrung am beſten geeignet. Sichere
Erfüllung dieſer Vorausſetzung iſt notwendig, um eine lange
Lebensdauer der Urkunden zu gewährleiſten.

Verſammlungen und Veranſtaltungen.
Die Zukunft unſerer Schule und unſerer Jugend. Hierzu

brachten wir neulich eine Entſchließung von Vertretern ſämtlicher
hieſiger Schularten. Nun ſoll die Elternſchaft zu dem Gegenſtande
Stellung nehmen. Sie wird zu einer gründlichen Beſprechung der
Frage erngeladen, und zwar für Dienstag, den 15. Januar, v28 Uhr,
in der Talamtſchule. Pref. Dr. Kloſtermang, Leiter des
hygieniſchen Jnſtituts unſerer Univerſität, hat den einleitenden
Vortrag übernommen.

Handelsho ulkurſe. Die Handelskammer und der Kaufmine e V. haben unter Mitwirkung der Angeſtellten
Berufswerbände für die Zeit vom 21. Januar bis 15. März Tr
tiſche Uebungen in Buchführung, kaufmänniſcher Arithmetik,
deutſcher und engliſcher Handelskorreſpondenz für kaufmänniſche
Angeſtellte und ſonſtige Jntereſſenten eingerichtet. Für ſelb
ſtändige Kaufleute und Buchhalter hat Prof. Dr. Penndorf von
der Handelshochſchile in Leipzig eine Vorleſu über „Bilanzlehre
unter beſonderer Berücſichtigung der Goldmarkbilangierung über
nommen. Da Prof. Dr. Penndorf auch als vereidigter Bücher
reviſor praktiſch tätig iſt. iſt die Kaufmannſchaft auf dieſe Vor
leſu anz beſonders aufmerkſam gemacht. Alles Nähere iſt aus
den Velenmntmachungen in der Zeitung und aus Säulenanſchlägen

zu erſehen.

Juſtizminiſters entnimmt, die Staatsanwaltſchaft angewieſen derr



Aus der Provinz.
Unterbexirk Merſeburg Querkurt.

Diejenigen Ortsvereine, welche noch nicht abgerechnet haben,
werden ringen r bis zum 20. Januar dem Kaſſierer Ge-
noſſen Martin die Abrechnung nach den Richtlinien des Bezirks
vorſtandes und des Rundſchreibens Nr. 1 einzuſenden.

Gleichzeitig weiſen wir darauf hin, daß die im Rundſchreiben
Nr. 1 feſtgelegte Unterbezirkskonferenz wahrſcheinlich um 8 Tage
verſchoben wird auf den 3. Februar. Nähere Mitteilung ergeht noch.

Der Unterbezirksvorſtand. Fritz Wenſcheck.

Weitere Verkehrseinſchränkung.
Nachdem ſeit Anfang November der Verkehr auf der Strecke

Merſeburg Schafſtädt wochentags auf das äußerſte beſchränkt und
Sonntags ganz eingeſtellt iſt, geht man dazu über, auch auf der
Strecke Merſeburg Querfurt den Verkehr einzuſchränken. So fallen
an Sonn- und Feſttagen die Züge Perſonenzug 2072 Halle ab
8.30 abends Merſeburg an 8.52. ab 8.54 abends Mücheln an
9.40 abends aus. Desgleichen Perſonenzug 2078 Mücheln ab 10.30
abends Merfeburg an 11.16, ab 11.19 an Halle 11.44. Täglich
fällt aus der Perſonenzug ab Mücheln 10.33 abends, an Querfurt
11.26 abends. Der Perſonen ;ug ab 8.50 abends Querfurt, an 9.34
abends Mücheln.

Merſeburg Proteſtver ſammlung der Eltern
gegen den Schulabbau. Die von den vereinigten Eltern-
beiräten einberufene Proteſtverſemmlung gegen den gevlanten
Kulturrückſchritt durch den Abbau der Schulen war, wie es auch
erwartet werden mußte, gut beſucht. Der Redner Lehrer Horſt
mann (Magdeburg) entwickelte die Gefahren, die ein Schulabbau
in ſittlicher und geiſtiger Beziehung mit ſich bringen muß, wenn
er ſo, wie er gedacht iſt, durchgeführt wird. Während man vor
hundert Jahren verſuchte, den Aufbau Preußens dadurch zu
fördern, doß man an einen Ausban der Schulen dachte und durch
führte, macht man heute das Gegenteil und baut die Schulen ab.
Nicht mit Unrecht konnte der Referent die Frage aufwerfen, ob
wir heute in Deutſchland noch große geiſtige Führer haben, oder
ob fie von allen guten Geiſtern verlaſſen ſind. Der treibende Keil
iſt die Schwerinduſtrie, die hinter der Regierung ſteht und dieſe
in unheilvoller Weiſe beeinflußt. Der Redner wies darauf hin,
daß nur eine ſchwache Hoffnung beſteht. den geplanten Abbau zu
rerhindern, es gilt daher, in aller Schärfe gegen die Maßnahmen
der Regierung Stellung zu nehmen und zu verſuchen. die größte
Gefahr noch abzprwenden. Am 22. Januar fällt die Entſcheidung,
bis dabin muß gehandelt werden. Vor allen Dingen ſind die
Abgeordneten darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie ſich dafür
einſetzen, daß der geplante Abbau gemildert wird. Da die breite
Maſſe des derttſchen Volkes heute nicht in der Lage iſt, ihren
Kindern irdiſche Güter zu geben, ſo wollen wir wenigſtens dafür
ſorgen, daß unſere Kinder eine qute Aus- und Durchbildung be
ſitzen, damit ſie ſich im ſpäteren Leben forthelfen können. An
eer Ausſprache beteiligten ſich u. a. Herren Richter und
vom Hülſt, die mehr oder weniger ihre volitiſche Anſchauung zum
Ausdruck brachten Genoſſe Hennig ging mehr auf die praktiſche
Durchführung des Begmtenabbaues ein und betonte, daß vor allen
Dingen in den höheren Stellen abgebaut werden kann und muß.
Das beſte Beiſviel dafür werde geliefert in der Zeit der Börſen

in der wabhrzunehmen war, daß vorzüglich höhere
Beamte Dei fanden, in den Banken die Kurszettel zu ſtudieren.
Die Merſeburger Stadtverwaltung hat immer wenig Jntereſſe am
Schulweſen gezeigt, das beweiſt, daß man heute an Stelle der
Windbergſchule noch keine neue hat. Um ſo mehr verlangt man
aber, daß die Benutzung der Schulaula zur Beſprechung der
Schulange legenheiten durch die Elternſchaft bezahlt werden ſoll.
Von faſt allen Rednern wurde bedauert, daß ſich die Merſeburger
Ekternſchaft ſo wenig um die Schulangelegenheiten kümmert, und
man hoffe daß nunmehr auch, wie heute in Zukunft die Eltern
dem Ruf der Elternbeiräte zahlreich folgen, wenn es notwendig
erſcheint. Am Schluß der Verſammlung wurde eine Reſolution
angenommen, die ſich gegen die ſchematiſche Anwendung des Ab-
baugeſetzes auf die Schule wendet. Jn den nächſten Tagen wird
den Eltern die Proteſtreſolution zur Unterſchrift zugehen. t-rl.

Merſeburg. Die Tagesordnung der Stadtverordneten
fitzung, die heute abend ſtattfindet, enthält zunächſt die Wahlen, die
jedes Jahr in der erſten Sitzung vorgenommen werden müſſen, ferner
Abänderung der Vergnügungsſtenerordnung, Genehmigung eines Zu-
ſchlages von 110 Prozent zur ſtaatlichen Steuer vom Grundvermögen,
Genehmigung des 8. Nachtrages zur Hundeſteuerordnung, Feſtſetzung
eines anderweiten Fluchtlinienplanes für die König-Heinrich-Straße,
und einen Antrag Mahlo über Ausſtellung von Ausweiskarten für
den Zuhörer-Raum im Sitzungsſaal.

Merſeburg. Ertavpte Milchpantſcher. Unter der Anklage,
vom April bis Juli 1922 der Molkerei Merſeburg Milch geſtohlen
zu haben. ſtand der Molkereigehilfe Paul K. aus Merſeburg vor dem
hieſigen Schöffengericht. Er hatte die Milch außerdem dadurch ver-
fälſcht, datz er ihr Waſſer zuſetzte. Die Milchhändler Anna M., Wil-
helm K. und Richard S. aus Merſeburg ſollen die Milch verkauft
haben, weshalb ſie wegen Hehlerei angeklagt waren. Panl K. wurde
zu 50 Goidmark, evtl. 10 Tagen Gefängnis: die drei Milchhändler zu
je 15 Goldmark Geldſtrafe oder 3 Tagen Gefängnis verurteilt. Das
Urteil wird veröffentlicht.

Dürrenberg. Reaktionäre Treibereien. Zu der unter
dieſer Ueberſchrift mitgeteilten Hetze gegen den kommuniſtiſchen
Amtsvorſteher Schmöller die bekanntlich mit der abermaligen
vorläufigen Enthebung von den Dienſtgeſchäften endigte, erſehen
wir aus einer längeren Zuſchrift von hier, daß der Regierungs
präſident zumindeſten recht übereilt handelte, als er Schmöller der
deutſchvölkiſchen ovferte. Nach unſerer Auffaſſung hat
Schmöller nicht im geringften ſeine Amtspflichten verletzt, wenig-
ſtens nich in der Weiſe, daß die Republik, für deren Wohl er als

ines ſo bedeutenden Amtsbezirks tätig iſt, Schaden ge
Die Geuſenhilfe des ſich auch hier in überheblicher

Weiſe ſpreizenden Jungdeutſchen Orden- ſuchte um die gebühren-
freie Genehmigung zu einer Wohltätigkeitsvorftellung zugunſten
der Volkskſpeiſung nach, die ihr vom Amtsvorfſteher auch erteilt
wurde. Es ſtellte ſich aber bald heraus, daß dieſer angebliche Wohl
tätigkeitszweck nur der Deckmantel für eine öffentliche, antirepubli-
kantiſche Kundgebung und für die völkiſche Bewegung war. Auf
Grund dieſer Feſtſtellungen hatte der Landrat in Merſeburg
die zuſrändigen Landfäger angewieſen, die Veranſtaltung nach den
Anweiſungen des Wehrkreiskommandos zu verbieten. Da die
Landjäger den Anordnungen zunächſt keine, ſpäter nur zögernde
Folge leiſteten, mußte der Amtsvorſteher, ſollte die Staatsauto-
rität nicht vollkommen zertramvpelt werden, ſelbſt eingreifen. Die
Jungdos beantworteten die Auflöſungsverfügung mit ungeheurem
Lärm und frechen Drohungen. Ermuntert durch das paſſive Ver
halten der beamteten Geſetzeshüter hielt ein Münchener Faſciſt
eine wüſte Hetzrede, welche, nachdem er Grüße von Ludendorff und
Hitler übermittelt hate, eine einzige Verherrlichung des Münchener
Putſches darſtellte. Als ſich einer der Landjäger, veranlaßt durch
eine nochmalige Aufforderung des Amtsvorſtehers, anſchickte, den
völkiſchen Hetzer herunterzuholen, entſtand ein unerhörter Krawall.
Rufe wurden laut wie: „Raus mit der Judenvolizer! Nieder
mit der Judenregigerungl Die Polizei hat nichts zu ſagen.
Schlagt den kommuniſtiſ Amtsvorſteher tot!“ Da die national-
ſozialiſtiſche Meute zu Tätlichkeiten überging, griff der Amtsvor-
ſteher in höchſter Bedrängnis zur Waffe, worauf es ihm gelang,
ſich, ohne einen Schuß abgegeben zu haben, Luft zu machen. Nach
altgewohntem Verfahren lügt die völkiſche Geſellſchaft dieſen wirk-
lichen Tatbeſtand ins Gegenteil um, in der Hoffnung, den verhaß-
ten Amtsvorſteher endlich loszuwerden. Jn dieſer Hoffnung wer
den die immer frecher auftretenden Regktionäre Dürrenbergs leider
auch beſtärkt durch das Vorgehen des Regierungspräſidenten, der
die in einer Kleinen Anfrage (auf dieſem Gebiete iſt man bekarnt
lich groß) rechtsgerichteter preußiſcher Landtagsabgeordneter ge-
forderte Amtsenthebung verfügte. Wenn dieſe Maßnahme auch

die

Meute

nur eine vorläufige iſt, und unbedingt rückgängig gemacht werden

muß, ſo bedeutet fie doch einen Mißgriff, den kein Republikaner
verſtehen wird. Reaktionären iſt ein ebenſo billiger wad un
verdienter Triumph bereitet worden wie den Finſterlinggen in
Weißenfels, die die Beſeitigung unſeres Genoſſen Bethge als Kreis
chulrat nur deshalb durchſetzen weil ſie bei der Merſe-

hurger Regierung willige Ohren für ihre hinterhältigen Denun
ziationen fanden. Wir erwarten auf das beſtinmmteſte, daß die über
eilie und unverſtändliche, auch gegen den Willen des Zztſtändigen
Landrats durchgeführte Maßnahme ſchleunigſt rückgängig, gem
und gegen die wirklich Schuldigen, die Jungdos, wegen Land
friedensbruchs, Vergehens gegen das Republikſchutgeſetz und ähn
lichen verübten Verbrechen, rückſichtslos vorgogangen wird.

Groß-Kanna. Wie manjetzt mit den Berg arbeitern
verkehrt. Wiederholt haben wir uns mit den Zuſtänden auf
der Gewerkſchaft Michel befaſſen müſſen. Spegiell ſind es untere
Organe, welche glauben, mit den Arbeitern umſpringen zu können
und Ausdrücke zu gebrauchen, wie ſie wollen. Ob dadr exch das gute
Verhältnis zwiſchen den Arbeitern und der Direkläon gehoben
werden ſoll, wiſfen wir nicht. Wir möchten der Direktion emp-
fehlen, einige Exemplare von Knigges „Umgang möt Menſchen“
der Werksvbibliothek einguverleiben und eins davon Herzen Jngenieur
Rauchbach perſönlich zu übergeben. Es wäre beſſer geweſen. Herr
Rauchbach hätte Landwirtſchaft ſtudiert, dann hätte er den Unter
ſchied zwiſchen faulen Schweinen und Menſchen beſſer kennen
gelernt. Beſſere Agitatoren wie Leute vom Schlage Rauchbachs
kann es gar nicht geben, um der Arbeiterſchaft die Augen darüber
u öffnen, wo ſie hingehören. Der Direktion mödſten wir empſeblen, ein ſchärferes Auge auf verſchiedene untere Organe zu

haben, damit nicht unnütz böſes Blut in die Belagſchaft hinein-
getragen wird.

Schkenditz. Parieimitgliederverſammlung. Ueber
die am 19. Dezember 1923 erſtatteten äußerſt ſachlich gehaltenen
Referate der Genoſſen Krüger (Merſeburg) und Kaſparek (Halle)
über die politiſche Lage und die Taktik der Partei wurde in der am
9. Jamrar abgehaltenen gutbeſuchten Verſamroclung eingehend
diskutiert. Die Debatte, die einige Stunden in Anſpruch nahm,
wurd. ebenfalls in höchft ſachlicher und kameradſchaftlicher Weiſe
geführt. Bei allem Für und Wider kam einmütig zum Ausdruck,
daß die Einheit und Geſchloſſenheit der Partei höchſtes Ziel aller
Genoſſen iſt. Eine Reſolution, die die Koalition mit bürgerlichen
Parteien unter den jetzt gegebenen wirtſckaftlichen Kräfte
verhältniſſen als für die Arbeiterſchaft ſchädlirh ablehnt, wurde,
da fie die er wichtigen Tagesfragen außer Betracht ließ, als
ungenügend abgelehnt. Die Mehrheit der Verſammlung ſtand
auf dem Standpunkt, überhaupt keine Reſolut ion zu faſſen. Be
ſonders verhandelt wurden die Vorgänge in urcſerem Bezirk Halle
Merſeburg, insbeſondere die Enthebung des „Volksblatt“Redak
teurs Genoſſen Schulz. Auch in dieſer Frage wurde keine Ent
ſchließung angenommen und die Entſcheidung dem Bezirkspartei-
tage überlaſſen. Zu der am 27. Januar in Merſeburg ſtatt
findenden Unterbezirks- Konferenz wurden die Genoſſen Böhm,
Schulze, Hädicke, Wille, Schaaf, Dittmar und Reinhold Hübler als
Delegierte gewählt.

Wertbeſtändiges Notgeld der Provinz Sachsen.
Von der Provinzialverwaltung wird uns geſchrieben: Jn dieſen

Tagen werden die Zwiſchenſcheine in den Verkehr gelangen, die auf
Grund miniſterieller Anregung die Provinziaboerwaltung von Sachſen
beransbringt. Dieſe Zwiſchenſcheine ſollen in der erſten Zeit ihres
Umlanfes als wertbeſtändiges Zahlungsmütel dienen und erfüllen
damit Funktionen des Notgeldes, das zurzeit in ſo ungeheuren Mengenaus dem Verkehr genommen wird. da ein Mangel an wertbeſtändigen

Zahlungsmitteln nicht ausgeſchkoſſen erſcheint. Jm übrigen unter-
ſcheiden ſich die Zwiſchenſcheine in ſehr weſentlichen Punkten vom
Notgeld. Für die Beſitzer der Scheine iſt es beſonders wichtig, daß
in Würdigung des beſonderen Charakters der Scheine Reich und
Staot ihre Kaſſen zur Annahme der Scheiwe angewieſen haben; Poſt,
Eiſenbahn und Finanzkaſſen nehmen ſie ebenſo wie die Regierungs-
hauptkaſſen in Zahlung. Währungspolitiſch wichtiger iſt. daß von den
Zwiſchenſcheinen nur eine ganz begrerfßzte Menge, höchſtens 1 Mk. auf
den Kopf der Bevölkerung, ausgegeben weerden darf und dies nur als
vorübergehender Erſatz der früher von Reich und Staat in viel
arößeren Beträgen den Gemeinden beza hlten und ausſchließlich der
Notenpreſſe entnommenen Zuſchüſſe. Tw.eſe wären wirklich entbehrlich
erſt dann, wenn die Goldſteuerüberweiſumgen des Reichs an die Ge-
meinden und etwaige Goldeinnahmen der Gemeinden voll entwickelt
ſind, was von Ende Januar an zu erwarten iſt.

Vom Notgeld unterſcheiden ſich die Zwiſchenſcheine ferner dadurch,
daß ſie neben dem Recht auf Bareinköſung zum 1. Juli das Rechtzum Umtauſch in 7 prozentigen Goldob ligationen der Provinz geben,
die mit Zinſen vom 1. Januar an ausggeſtattet ſind. Für die Beſitzer
hedeutet das, daß die Scheine von Monat zu Monat wertvoller werden.
Währunagspolitiſch bedentet es die allähliche Umwandlung von not-
geldähnlichen Goldzeichen in Obligegionen, d. h. die automatiſche
Ueberleitung von kurzfriſtigen in langffriſtigen Kredit.

Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten durch die
Provinz Sachsen.

Der Landtag der Provinz Sachſſen hatte mit Rückſicht auf die
bedrohliche Zunahme der Geſchlochtskrantheiten bei ſeiner letzten
Tagung erhebliche Mittel für die Bekämpfung der Geſchlechtskrank-
heiten bewilligt. Mit Hilfe dieſer Mittel wurden im November und
Dezember 1923 kurzfriſtige Forkbildungskurſe über Frühdiagnoſe
und Frühbehandlung der Geſchlethtskrankheiten für die in der Pro
vinz Sachfen anſäſſigen praktiſchen Arzte abgehalten. Für die
Veranſtaltung dieſer Kurſe war die Erwägung maßgebend, doß
viele ältere praktiſche Rerzte quf dem Lande und in kleineren
Städten die Lebre von den Geſéehlechtskrankheiten nach dem jetzigen
Stande der ärztlichen Wiſſenſck oft nicht beherrſchen können. Jn
den letzten 10 Jahren hat die Lehre der Geſchlechtskrankheiren
außerordentliche Fortſchritte g macht und die Erkennung und Ve-
handlung dieſer Krankheiten vom Grund aus umgeſtaldet. Gelingt
es jetzt doch rn vielen Fällen, durch frühzeitige und ſachgemäße Be
handlung die Beſchklechtskran heiten im Keime zu erſticken, zum
mindeſten ihnen die Anſteckunnsföhigkeit in kurzer Zeit zu nehmen.
Die Fortbildungskurſe fanden an drei aufeinanderfolgenden Sonn-
lagen ftatt, und zwar galeſchzeiig in Magdeburg, Halle und Erfurt.
Sie waren für alle Teilnehmer unentgeltlich. Außerdem wurde
den Teilnehmera das Fahrgeld rergüret. Die Beteiligung ſeiters
der in der Provinz Sachſen anſäſſigen Aerzte, insbefondere der
Aerzte vom Lande und aus den kleineren Städten, war über Er-
warten groß. Etwa 506 Acte nahmen an den Kurſen teil, ſo daß
die einzelnen Kurfe in zwei Abteilungen geteilt werden mußten.
Der große Anfklang, den die Fortbildungskurſe in den Kreiſen der
Aerzteſchaft der Proving o efunden haben, beweiſt, daß die Provinz
Sachſen mit der Veranſonltung der Kurſe einem fühlbaren Be
dürfnis entſprochen hat.

Sangerhanſen. Geld ſtinkt nicht. Das Geld eines Juden
ſcheint genau ſo grrt zu ſein als das eines „Teutſchen“. Zu dieſer
Anſicht ſcheinen ſich ſekbſt die Führer der Jungdo-HakenkreuzBe
wegung durchgerungen zu haben. Seit Monaten ſtand in der
Göpenſtraße ein Laden leer, auf den mehrere „Chriſten“ und
„weiße Juden“ reflekteerten. Dem Herrn Sohn der Eigentümerin,
eſchäftstütig wie er nun einmal iſt (nebenbei Ordensmeiſter des

Jnnado), waren die Angevote der Bewerber ſcheinbar nicht weit
gehend genug. Aber das Angebot eines Bankinſtituts hingegen
ſchien ganz annehmbar kurz, das Geſchäft wurde gemacht. Ge
ſchäft iſt halt Geſchft. und da pfeift man auf alle Jdeale. Daß
der Eigentümer der Bank ein Jude iſt, mußte man aus der auf-
merkſamen Behandlung durch die ſchmierluſtigen Hakenkreugzritter
ntnehmen. Herr Liademann hatte ſich eifrig bemüht, die Wände
mit hoffnrngsgrünem Anſtrich zu verſehen, die auf den Juden
dreſſierten Hoſenmäle dagegen mußten ihre Verzierungskünſte mit
der dem Lehrer gernauſten HKreide anbringen, um zu beweiſen,
daß auch im Hauſe. eirkes Ordensmeiſters ein Jude wohnen kann.
Uns ſcheint, als wen der „raſſenreine“ Jungdo doch ſchon ziemlichjndiſchmarxiſtiſch durchſeucht iſt.

Sangerhauſen. Ab Montag, den 14. Januar, werden die e
des hieſigen Poſtamts werktags ab 2 Uhr nachmittags geöffnet. Eine
Aenderung der ſonſtigen Schalterzeit tritt nicht ein.

Soxialſſtiſcher Geweindewahlſſeg in Gräfenhainichen
Bei der Stadtverordnetenwahl, die geſtern in Gräfen

acht hainichen ſtattfand, erzielte die Linke einen glän
zen den Erfolg. Die Liſte Bleck (VSPD.) erhielt 312 Stim
men, die Arbeiterliſte Apelt (KPD.) 640 und die bürgerliche
Einheitsliſte Deiſner 657 Stimmen. Auf eine von der Beamten
und Angeſtelltenſchaft aufgeſtellte Sonderliſte entfielen 158 Stim
men. Mandate erhalten: VSPD. 3, KPD. 7, Bürgerliche 7
Beamte 1. Die ſozialiſtiſch-kommuniſtiſche Links
mehrheit, die auch im bisherigen Stadtparlament beſtand
bleibt alſo beſtehen. Wir kommen auf das Wahlergebnis noch
zu ſprechen.

Falkenberg. Neues von dem Oberingenieur Pfen
nig. Nachſtehender Aushang gibt Kunde von dem Wirken des
Herrn Oberingenieurs Pfennig, mit dem wir uns wiederholt b
ſchäftigen mußten: „Der Zuſtand der Befehls und Auftragsbüche
läßt eckennen, daß mit denſelben nicht ſo umgegangen worden iſt
wie es von geſitteten Menſchen erwartet wird. Sauberkeit u
Ordnungsſinn werden vollſtändig vermißt, dagegen treten Nach
läſſigkeit und Zerſtörungswut in Erſcheinung. Solche Bedienſtetet rden die Betriebsſicherheit der Eiſenbahn. Jm ureigenſter
Intereſſe der geſamten Lokomoptivbeamtenſchaft liegt es, wenn die

jenigen Lokf., die ſich von Gewiſſenhaftigkeit und Dienſtintereſſ
leiten laſſen, auf ſolche Mitbeamte, die durch die Tat ihre Minder
wertigkeit beweiſen, erzieheriſch einwirken und der Dienſtſtelle nam
haft machen. Auf Grund der Geſchehniſſe werden die Auftra-
tragsbücher ab ſofort in der Drehſcheibenbude am Lokſch. 1 au
2 Die Einſichtnahme hat dort pünktlich gegen Quittung

olgen.
Bw. Fak., den 7. Januar 1924. gez.: Pfennig.“
Ein Eiſenbahner ſchreibt uns dazu: Herr Oberingenieur Pfe

nig! Sie en mit dem Aushang wieder einmal bewieſen, we
Geiſtes Kind Sie ſind. Jn der angeblichen Jnſtruktionsſtunde, di
Sie am 10. d. Mts. abhielten, hatten Sie das ganze Lokperſonal
Hier konnten Sie das anbringen, was Sie in dem Aushang z
ſagen hatten. Aber in dieſer ſog. Jnſtruktionsſtunde hatten Si
Wichtigeres zu tun. Da mußte über Gewerkſchaften und Part
und über die politiſche Verſammlung vom 7. d. Mts. hergezoge
werden. Da hatten Sie für das, was Sie im Aushang ſagten, kein
Zeit. Da hätten es ja nur Beamte gehört, die es angeht. De

ätten Sie nicht der breiten Oeffentlichkeit zeigen können (um mi
hrem Aushang zu ſprechen), was Sie für minderwertige und a
erſtörungswut leidende ungeſittete Menſchen als Beamte habe
enn Sie, bevor Sie Jhren Aushang anfertigten, einmal Herr

Quandt, der in den letzten Tagen einen Aushang ähnlichen ge
8 en Jnhalts erlaſſen hat, geſprochen hätten, dann hätten Sie er
ahren, daß in einer ganzen Reihe Gewerkſchafts und Beamte

ratsſitzungen die Führer der Beamtenbewegung von ihren Kollege
verlangt haben, daß ſie endlich die Beſchmutzung und die Beſchäd

ng der Befehls- und Auftragsbücher unterlaſſen. Aber mit de
ewerkſchaftsvertretern und Beamtenräten wollen Sie ja nichts z

tun haben. Wenn Sie aber nun mit dieſen doch ſolchen große
Wert darauf legen, daß die Befehls- und Auftragsbücher, abge
ſehen von dem Beſchmieren. was wir ſelbſtverſtändlich auch ver
urteilen, reiner ausſehen, dann iſt es notwendig, daß Sie für d
100 bis 150 Menſchen, die täglich gezwungen ſind, die Befehls un
Auftragsbücher einzuſehen, eine Waſchgelegenheit ſchaffen, die i
Ordnung iſt, damit die Jhnen unterſtellten Beamten in die Lac
verſetzt werden. die ausliegenden Bücher in ſauberem Zuſtand
einzuſehen. Oder ſind Sie der Meinung, daß für die an Zer
ſtörungswut leidenden Beamten dieſe Waſchgelegenheit genügt
Vielleicht denken Sie einmal darüber nach, damit Sie in der nach
ſten Jnſtruktionsſtunde genügend Stoff haben.

Mansfelder Lande.
Eisleben, den 14. Januar 1924,

Unterbezirk Mansfeld.
Diejenigen Ortsvereine, welche die einkaſſierten Bei

träge noch nicht eingeſandt haben, erſuche ich dringend, mir di
ſelben bis ſpäteſtens 20. Januar einzuſenden. Einzahlunge
können bei jeder Bank auf das Konto 588 der Kreisſpar
kaſſe Eisleben erfolgen. Der Beitrag vom 1. Januar a
beträgt für Männer 15 Pf., für Frauen 5 Pf.

Der Unterbezirksvorſtand. J. A.: O. Schreiber, Kaſſiere

Soxiale Verſtändnisloſigkeit.
Aurn 1. November 1928 erfolgte auf Grund geſetzlicher Verordm

vom 15. Oktober 1923 und ſpäter dazu ergangener Ausführung
beſtimmungen eine vollſtändige Umſtellung des Erwerbsloſ
fürſorgeweſens und der dadurch bedingten Erwerbsloſen
kontrolle. Während früher die Erwerbsloſen im Bereich de
Arbeitsamtes Eisleben gehalten waren, wenigſtens einmal i
jeder Woche auf dem Arbeitsamte zu erſcheinen, wurde nach de
1. November aus ſozial wirtſchaftlichen Gründen den Erwerbsloſe
aus der weiteren Umgebung von Eisleben geſtattet, ſich nur no
bei ihren Gemeindevorſtehern zu melden und bei dieſen ihre E
werbeloſenunterſtützung in Empfang zu nehmen. Dieſe Maß
nahe war getroffen worden, weil der Aufwand an Arbeitszei
Fahrgeld uſtr. in gar keinem Verhältnis zur Erwerbsloſe
unterſtützung ſteht. Anſcheinend gibt es aber eine ganze Reilh
von Gemeindevorſtehern im Mansfelder Seekreiſe, welche dafi
abſolut kein Verſtändnis beſitzen. Sonſt wäre das, was uns a
den Kreiſen Erwerbsloſer berichtet wird, wirklich nicht denkba

So beſchwerten ſich z. B. Erwerbsloſe bei uns darüber, daß ſ
von den Gemeindevorſtehern genötigt würden, jeder einzeln ſei
Erwerbsloſenkontrolllarte in Eisleben beim Arbeitsamt ſelkb
abzuholen. Dabei haben dann diefe Leute oft 314 bis 4 Stunde
Marſch zurückzulegen, um von ihrem Wohnſitz aus die Stadt Eis
leben zu erreichen. Selbſtredend muß dieſer Weg nach Hauſe m
einmal gemacht werden, ſo daß die Leute 8 bis 10 Stunden unte
wegs ſind. Wie ſich ſolche Strapazen bei dem jetzt hoch liegende
Schnee und der ſtarken Kilte geſundheitlich auswirken, dür
jedem denkenden Menſchen einleuchten. Die Eiſenbahn zu benutze
iſt in den meiſten Fällen nicht möglich, entweder liegt ſie zu we
ab, oder es fehlt den Erwerbsloſen an dem notwendigen Geld
Ein Vergnügen iſt es aber ſicherlich nicht, wenn Erwerbsloſ
nur notdürftig gekleidet und mit ſchlechter Fußbekleidung, in
jetzigen Jahreszeit der Vequemlichkeit der Gemeindevorſtehe
wegen Wege zurücklegen müſſen wie von Amsdorf oder Zabenſted
Benkendorf, Langenbogen, Salzmünde, Cloſchwitz uſw. nach Eis
leben und wieder nach Hauſe. Auch die Art und Weiſe der Aus
zahlung der Erwerbsloſenunterſtützung ſoll ſehr oft zu wünſche
übrig laſſen. Hoffentlich genügen dieſe Zeilen, um den Säumige
das ſoziake Gewiſſen zu ſchärfen.

Verantwortlich für Politik und Wirtſchaft: F. O. H. Schul z
für Feuilleton und Lokales: Hermann Lange für Gewerk
ſchaftliches, Provinz und Sport: Gottlieb Kaſparek; für
den Anzeigenteil: Wilhelm Herzig ſämtlich in Halle.
Verlag: „Volksblatt“ G. m. b. H. Druck: Halleſche Genoſſen

ſchaftsBuchdruckerei, e. G. m. b. H., Halle. Harz 42/41

Hautjucken, Flechten, offene Füße
Krampfaderp, auch veralteto Wunden, heit die milde und wohltuen

seit Jahrzehnten bewährte
San.- Rat Dr. strahl's Hanunssalbe-

Origipal-Dosen à Gmk. 1, und 1,80 erbältlieh in den Apotheken Stes
vorräiig: Halle a. S. Victoria-Apotheke. Gr. Steinstraße 82; Enge

Apotheke, Kleinschmieden 6. Merseburg: Stadt-Apotheke.
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